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IIII....

Am Sonntag, dem _______________,  von 8 bis 18 Uhr
findet
die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeiste-
rin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrä-
tin/Landrats sowie des Ortsbeirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags - 1

und
am Sonntag, dem _______________, von 8 bis 18 Uhr
die etwaige Stichwahl
der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbür-
germeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1

statt.

IIIIIIII....

Wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die von der Meldepflicht befreit
und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet sind und daher auch nicht von Amts wegen in das Wählerverzeichnis
eingetragen werden können, werden hiermit aufgefordert, ihre Eintragung in das Wählerverzeichnis bis zum
________________   2, 12 Uhr,
bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 zu beantragen.

Der Antrag soll nach dem Muster der Anlage 1 a der Kommunalwahlordnung gestellt werden. Antragsvordrucke
können Sie bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 erhalten.

____________________________________, den __________________

     ____________________________________________________________________
Landrätin/Landrat - Bürgermeisterin/Bürgermeister - Wahlleiterin/Wahlleiter 1

                                                  
2 Nicht Zutreffendes streichen.
2 Datum des 37. Tages vor der Wahl eintragen.

1

2



Anlage I 
(zu Artikel 1 Nr. 56) 
Anlage 1 a 
(zu § 11 a Abs. 3 Satz 1) 

Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis für nicht meldepflichtige wahlberechtigte 
Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Bitte 
- füllen Sie den Antrag in Druck- oder Maschinenschrift aus,
- beachten Sie die Erläuterungen im Merkblatt zu den Randnummern ( ), 
- das Zutreffende ankreuzen x 

(1) Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1

............................................................................... 

............................................................................... 

............................................................................... 

(2) Antrag gemäß § 11 a der Kommunalwahlordnung
(KWO) auf Eintragung in das Wählerverzeichnis

......................................................................... 2 

am ................................................................... 

Familienname - ggf. auch Geburtsname - Vornamen 

Tag Monat Jahr 
Tag der Geburt Geburtsort 

(3) Ich bin im Besitz eines Ausweis-Nummer 

 gültigen Identitätsausweises ausgestellt am: von (ausstellende Behörde) 

   Reisepasses zuletzt verlängert am: von (ausstellende Behörde) 

(4) Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt hingewiesen 3, versichere ich 
an Eides statt: 

(5) Ich besitze die Staatsangehörigkeit folgenden Mitgliedstaates der Europäischen Union: 

(6) Meine derzeitige Hauptwohnung in der Bundesrepublik Deutschland, die ich auch am Wahltag innehaben werde, befin-
det sich in (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort): 

................................................................................................................................................................................... 

................................................................................................................................................................................... 
Am Wahltag werde ich seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ununterbrochen meine Hauptwohnung innege-
habt haben. 

(7) Mir ist bekannt, dass sich nach § 107 b des Strafgesetzbuches strafbar macht, wer durch falsche Angaben die Eintra-
gung in das Wählerverzeichnis erwirkt, und dass sich nach § 107 a des Strafgesetzbuches strafbar macht, wer unbe-
fugt wählt oder dies versucht 4. 

Ich werde deshalb unverzüglich gegenüber der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 diesen Antrag zu-
rücknehmen und an der Wahl nicht teilnehmen, wenn ich bis zum Wahltag nicht mehr Staatsangehörige/ Staatsange-
höriger 1 eines Mitgliedstaates der Europäischen Union sein sollte oder in der Gemeinde keine Hauptwohnung mehr 
innehaben sollte. 

Ort, Datum 

  ____         

Unterschrift der Antragstellerin/des Antragstellers 1 (Vor- und Familienname) 

1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Zutreffende Kommunalwahl eintragen. 
3 Wer vor der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung eine Versicherung an Eides statt falsch abgibt, kann nach § 156 des 

Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden. 
4 Wer durch falsche Angaben die Eintragung in das Wählerverzeichnis erwirkt, kann nach § 107 b des Strafgesetzbuches mit Freiheits-

strafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft werden; wer unbefugt wählt oder dies versucht, kann nach § 107 a des Straf-
gesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden. 

Anlage 1 a 
(zu § 11 a Abs. 3 Satz 1)



 noch Anlage 1 a 
 (zu § 11 a Abs. 3 Satz 1) 

Wird von der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung ausgefüllt 

Muster für amtliche Vermerke 

1 Zuständigkeit der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung  Ja 

 Nein 

(Begründung) 

(Ort, Datum) Im Auftrag   (Unterschrift der/des Beauftragten der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung) 

2 Antragseingang am 
(Datum) 

37. Tag vor der Wahl bis 12 Uhr 

= ......................................................... 1 

Antragseingang 

 verspätet      rechtzeitig 

3 Status als nicht meldepflichtige(r) Staatsangehörige(r) eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union nachgewiesen   nein              ja 

4 18. Lebensjahr am Wahltag vollendet   nein              ja 

5 Weitere wahlrechtliche Voraussetzungen 
Mindestens dreimonatige ununterbrochene Innehabung einer 
Hauptwohnung in der Gemeinde         nein              ja 

6 Wahlausschlussgrund gemäß § 2 KWG   vorhanden   nicht vorhanden 

7 Erledigung des Antrags 

 Eintragung in das Wählerverzeichnis 
Bezeichnung des Stimmbezirks 

 Erteilung des Wahlscheins 
Wahlscheinnummer 

 Vermerk über die Wahlscheinerteilung im Wählerverzeichnis 

 Zurückweisung (s. Anlage) 

1 Datum des 37. Tages vor der Wahl eintragen. 

noch Anlage 1 a 
(zu § 11 a Abs. 3 Satz 1)



noch Anlage 1 a 
(zu § 11 a Abs. 3 Satz 1) 

Merkblatt 
zu dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis und zu der Versicherung  
an Eides statt für nicht meldepflichtige wahlberechtigte Staatsangehörige anderer 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

Wortlaut des § 26 des Bundesmeldegesetzes: 
„§ 26 

Befreiung von der Meldepflicht 

Von der Meldepflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 sind befreit 
1. Mitglieder einer ausländischen diplomatischen Mission oder einer ausländischen konsularischen Vertre-

tung und die mit ihnen im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienmitglieder, falls die genannten Per-
sonen weder die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen noch im Inland ständig ansässig sind, noch dort
eine private Erwerbstätigkeit ausüben,

2. Personen, für die diese Befreiung in völkerrechtlichen Übereinkünften festgelegt ist.
Die Befreiung von der Meldepflicht nach Satz 1 Nummer 1 tritt nur ein, wenn die Gegenseitigkeit besteht.“

Antragsberechtigt sind nur wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, die nicht gleichzeitig Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind und die in der 
Gemeinde ihre Hauptwohnung innehaben. 

(1) Der Antrag ist bei der für die Hauptwohnung zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwal-
tung zu stellen.

(2) Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis
Wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union können an den Kommu-
nalwahlen grundsätzlich nur teilnehmen, wenn sie in der Gemeinde in einem Wählerverzeichnis eingetragen
sind.

Nicht meldepflichtige wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union mit 
Hauptwohnung in der Gemeinde werden, falls sie in dieser Gemeinde nicht gemeldet sind, nur auf förmlichen 
Antrag (amtliches Formblatt) und nur nach Abgabe einer Versicherung an Eides statt in ein Wählerverzeichnis 
eingetragen, wenn sie am Wahltag seit mindestens drei Monaten ihre Hauptwohnung in der Gemeinde haben. 

Für jede Antragstellerin und jeden Antragsteller ist ein besonderes Formblatt auszufüllen. Sammelanträge sind 
nicht möglich. Der Antrag sollte frühestmöglich gestellt werden; er muss spätestens bis zum 37. Tag vor der 
Wahl bis 12 Uhr bei der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung eingegangen sein. Die 
Antragsfrist kann nicht verlängert werden. 

(3) Angaben nur für ein Dokument erforderlich.

(4) Die Eintragung in das Wählerverzeichnis erfolgt nur, wenn die Wahlberechtigung der Antragstellerin oder
des Antragstellers für die Kommunalwahl nachgewiesen ist. Dazu muss die vorgedruckte Versicherung an
Eides statt abgegeben werden. Wenn eine der Voraussetzungen der Wahlberechtigung bis zum Wahltag fort-
fällt oder am Wahltag nicht vorliegt, muss der Antrag zurückgenommen werden.

(5) Außer der Bundesrepublik Deutschland sind Mitgliedstaaten der Europäischen Union: Belgien, Bulgarien,
Dänemark, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxem-
burg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien,
Tschechische Republik, Ungarn und Zypern.

(6) Angabe der Hauptwohnung, die die Antragstellerin oder der Antragsteller auch am Wahltag innehat.

(7) Mit der Unterschrift versichert die Antragstellerin oder der Antragsteller die Richtigkeit ihrer oder seiner
Angaben. Es gelten die strafrechtlichen Bestimmungen der Bundesrepublik Deutschland als Wohnsitzland.

noch Anlage 1 a 
(zu § 11 a Abs. 3 Satz 1)



Anlage 2 
(zu § 12 Abs. 2 und § 72 Abs. 1 Satz 3) 
Wahlbenachrichtigung (Vorderseite)     
Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1, 2 
________________________________ 

Frau/Herr 1, 2 

Wahlbenachrichtigung 3 

zur Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats 
sowie des Ortsbeirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags - Bezirkstags 1, 4 

am Sonntag, dem _____________________, 
von 8 bis 18 Uhr 

und zur etwaigen Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/Bürgermeisters -  
Landrätin/Landrats 1, 4  

am Sonntag, dem _____________________, 
von 8 bis 18 Uhr 

Sehr geehrte Bürgerin, sehr geehrter Bürger, 

Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im unten angegebenen Wahlraum wählen. Sie sind zur 
Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats sowie des Orts-
beirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags - Bezirkstags 1, 4 wahlberechtigt. Bringen Sie 
diese Benachrichtigung zur Wahl mit und halten Sie Ihren Personalausweis, bei Besitz der Staatsangehörig-
keit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union Ihren Pass oder Passersatz, bereit. Sie dürfen 
Ihr Wahlrecht nur persönlich und nur einmal ausüben. 

Voraussetzung für die Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen ist ein Antrag. Diesen können Sie mit 
rückseitigem Muster stellen und bei der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 abgeben 
oder im frankierten Umschlag absenden. Sie können aber auch ohne Verwendung des rückseitigen Musters die 
Erteilung eines Wahlscheins mündlich (nicht jedoch telefonisch), schriftlich oder elektronisch beantragen. In diesem 
Fall müssen Sie Ihren Familiennamen, Ihren Vornamen, Ihr Geburtsdatum und Ihre Wohnanschrift (Straße, Haus-
nummer, Postleitzahl, Ort) angeben; um die Angabe der unten abgedruckten Nummer, mit der Sie im Wählerver-
zeichnis eingetragen sind, wird gebeten. Für die elektronische Beantragung steht ein entsprechend vorbereitetes 
Antragsformular im Internet unter ______________________________________ zur Verfügung 5. Der Antrag kann 
auch per E-Mail an folgende E-Mail-Adresse 6 gerichtet werden: ____________________________________. 

Anträge werden nur bis zum Freitag vor dem Wahltag, 18 Uhr, entgegengenommen, bei nachgewiesener plötzlicher 
Erkrankung auch noch bis zum Wahltag, 15 Uhr. Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden Ihnen übersandt oder 
amtlich überbracht. Sie können auch bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 abgeholt werden. 
Wer für eine andere Person Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beantragt oder abholt, muss eine schriftliche Voll-
macht vorlegen. 

Wahlraum: 2 Stimmbezirk-Nr.: 
Der Wahlraum ist barrierefrei/nicht barrierefrei. 7  Wählerverzeichnis-Nr.: 

___________________________________________________ 

1 Nichtzutreffendes streichen.  
2 Anschrift einsetzen. 
3  Die Versendung ist auch in Kartenform möglich. 
4 Konkrete Bezeichnung der Wahl angeben. 
5 Internetadresse der Verwaltung angeben oder streichen, wenn ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet nicht zur Verfügung steht. 
6  E-Mail-Adresse der den Wahlschein ausstellenden Stelle angeben. 
7 Für jeden Wahlraum ist anzugeben, ob er barrierefrei ist oder nicht. 

Anlage 2  
(zu § 12 Abs. 2 und § 72 Abs. 1 Satz 3)



noch Anlage 2 
(zu § 12 Abs. 2 und § 72 Abs. 1 Satz 3) 

_____________________________________________________________ 

1 Muster für den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen, der auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung aufgedruckt werden kann. 
2 Zutreffendes ankreuzen. 
3 Soweit Sie sich am Wahltag und am Tag der etwaigen Stichwahl an unterschiedlichen Orten außerhalb Ihrer Hauptwohnung aufhalten, geben Sie bitte in  
  Zuordnung zu diesen Tagen beide Anschriften an. 

Wahlscheinantrag 1 (Rückseite der Wahlbenachrichtigung)
(Wahlscheinantrag bitte bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung abgeben oder bei Postversand im frankierten 
Umschlag absenden.) 

An die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 

_________________________________________________________________________________ 

Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins für 
Familienname: ____________________________________ 

Vornamen: ____________________________________ 

Tag der Geburt: ____________________________________ 
Wohnung: ________________________________________ 

________________________________________
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 

Ich beantrage die Erteilung eines Wahlscheins 
für die Kommunalwahlen 
einschließlich der Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - 
Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats  am __________   ¨ 2 
und für die etwaige Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - 
Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats am __________   ¨ 2 
nur für die etwaige Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers -  
Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats  am __________   ¨ 2 

Der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen 
¨ 2  - soll an meine obige Anschrift geschickt werden.
¨ 2  - soll an mich an folgende Anschrift(en) geschickt werden 3 :
__________________________________________________________________________________________________________________ 

__________________________________________________________________________________________________________________ 
Vor- und Familienname, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort, ggf. Staat 

¨ 2  - wird abgeholt.

Mir ist bekannt, dass der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen durch die von mir benannte Person nur abgeholt werden darf, 
wenn eine schriftliche Vollmacht vorliegt (die Eintragung der bevollmächtigten Person in diesen Antrag genügt) und von der be-
vollmächtigten Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertreten werden.  
Die bevollmächtigte Person hat der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung vor Empfangnahme der Unterlagen schrift-
lich zu versichern, dass sie nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. Sie muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich 
auf Verlangen ausweisen. 

____________________________________________________       ______________________________________________ 
         Ort, Datum Unterschrift der/des Wahlberechtigten 

 
 

 
 
 

Wahlscheinantrag nur ausfüllen, 
unterschreiben und absenden, 
wenn Sie nicht in Ihrem Wahlraum 
wählen wollen. 

Wer den Antrag für eine andere 
Person stellt, muss die Berechti-
gung hierzu durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachwei-
sen. Die Vollmacht kann mit die-
sem Formular erteilt werden (siehe 
erstes Kästchen unten). 

Vollmacht 
Ich bevollmächtige 
¨ 2 zur Stellung des Antrags auf Erteilung des Wahlscheins
¨ 2 zur Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen

______________________________________________________________________________________________________________ 
Vor- und Familienname, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort 

_____________________ ___________________________________________________ 
    Datum    Unterschrift der/des Wahlberechtigten

Erklärung der/des Bevollmächtigten (nicht von der/dem Wahlberechtigten auszufüllen) 

Hiermit bestätige ich ______________________________________________________________ 
Vor- und Familienname 

den Erhalt des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen und versichere gegenüber der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-
verwaltung, dass ich nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen 
vertrete. 
_____________________        ____________________________________________________ 

Datum    Unterschrift der/des Bevollmächtigten

Für amtliche Zwecke     Wahlschein Nr.:        Unterlagen abgesandt/ausgehändigt 
Sperrvermerk „W“ im Wählerverzeichnis eingetragen 

noch Anlage 2   
(zu § 12 Abs. 2 und § 72 Abs. 1 Satz 3)



Anlage 2 a 
(zu § 72 Abs. 1 Satz 5 und § 78 Abs. 1 Satz 2) 

Wahlbenachrichtigung nur für die etwaige Stichwahl (Vorderseite)    
Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1, 2  
________________________________ 

Frau/Herr 1, 2 

Wahlbenachrichtigung nur zur etwaigen Stichwahl 3 

der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats 1, 4 

am Sonntag, dem _____________________, 
von 8 bis 18 Uhr 

Sehr geehrte Bürgerin, sehr geehrter Bürger, 
Sie sind in das Wählerverzeichnis eingetragen und können im unten angegebenen Wahlraum wählen. Sie 
sind nur zur etwaigen Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/Bürgermeisters 
- Landrätin/Landrats 1, 4 wahlberechtigt. Bringen Sie diese Benachrichtigung zur Wahl mit und halten
Sie Ihren Personalausweis, bei Besitz der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union Ihren Pass oder Passersatz, bereit. Sie dürfen Ihr Wahlrecht nur persönlich
und nur einmal ausüben.

Voraussetzung für die Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen ist ein Antrag. Diesen kön-
nen Sie mit rückseitigem Muster stellen und bei der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/ Stadt-
verwaltung 1 abgeben oder im frankierten Umschlag absenden. Sie können aber auch ohne Verwendung 
des rückseitigen Musters die Erteilung eines Wahlscheins mündlich (nicht jedoch telefonisch), schriftlich 
oder elektronisch beantragen. In diesem Fall müssen Sie Ihren Familiennamen, Ihren Vornamen, Ihr Ge-
burtsdatum und Ihre Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angeben; um die Angabe der 
unten abgedruckten Nummer, mit der Sie im Wählerverzeichnis eingetragen sind, wird gebeten. Für die 
elektronische Beantragung steht ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet unter 
______________________________________ zur Verfügung5. Der Antrag kann auch per E-Mail an fol-
gende E-Mail-Adresse6  gerichtet werden: ____________________________________. Anträge werden 
nur bis zum Freitag vor dem Wahltag, 18 Uhr, entgegengenommen, bei nachgewiesener plötzlicher Er-
krankung auch noch bis zum Wahltag, 15 Uhr. Wahlschein und Briefwahlunterlagen werden Ihnen über-
sandt oder amtlich überbracht. Sie können auch bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung1 
abgeholt werden. Wer für eine andere Person Wahlschein mit Briefwahlunterlagen beantragt oder abholt, 
muss eine schriftliche Vollmacht vorlegen. 

Wahlraum:2  Stimmbezirk-Nr.:   
Der Wahlraum ist barrierefrei/nicht barrierefrei7. Wählerverzeichnis-Nr.: 

1 Nichtzutreffendes streichen.  
2 Anschrift einsetzen.  
3 Die Versendung ist auch in Kartenform möglich. 
4 Konkrete Bezeichnung der Wahl angeben 
5 Internetadresse der Verwaltung angeben oder streichen, wenn ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet nicht zur Verfügung 

steht. 
6 E-Mail-Adresse der den Wahlschein ausstellenden Stelle angeben. 
7 Für jeden Wahlraum ist anzugeben, ob er barrierefrei ist oder nicht. 

Anlage 2 a  
(zu § 72 Abs. 1 Satz 5 und § 78 Abs. 1 Satz 2)
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noch Anlage 2 a 
(zu § 72 Abs. 1 Satz 5 und § 78 Abs. 1 Satz 2) 

 
Wahlscheinantrag nur für die etwaige Stichwahl1                        (Rückseite der Wahlbenachrichtigung)                                        
 

______________________________________________________ 

1 Muster für den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen, der auf der Rückseite der Wahlbenachrichtigung aufgedruckt   
  werden kann. 
2 Zutreffendes ankreuzen. 

(Wahlscheinantrag bitte bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung abgeben oder bei Postversand im frankierten 
Umschlag absenden.) 

An die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 

 

________________________________________________________ 
 
Antrag auf Erteilung eines Wahlscheins für 
 

Familienname: ____________________________________ 

Vornamen: ____________________________________ 

Tag der Geburt: ____________________________________ 

Wohnung: ________________________________________ 

  ________________________________________ 
                                        (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 
 

Ich beantrage die Erteilung eines Wahlscheins  
für die etwaige Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - 
Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Landrätin/Landrats   am __________   ¨ 2   

Der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen  
¨ 2  - soll an meine obige Anschrift geschickt werden.   
¨ 2  - soll an mich an folgende Anschrift geschickt werden: 
__________________________________________________________________________________________________________________ 
 

__________________________________________________________________________________________________________________ 
Vor- und Familienname, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort, ggf. Staat 

 
¨ 2  - wird abgeholt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Mir ist bekannt, dass der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen durch die von mir benannte Person nur abgeholt werden darf, 
wenn eine schriftliche Vollmacht vorliegt (die Eintragung der bevollmächtigten Person in diesen Antrag genügt) und von der be-
vollmächtigten Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertreten werden.  
Die bevollmächtigte Person hat der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung vor Empfangnahme der Unterlagen schrift-
lich zu versichern, dass sie nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt. Sie muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich 
auf Verlangen ausweisen.  
 
 
____________________________________________________       ______________________________________________ 
                                       Ort, Datum                                                                         Unterschrift der/des Wahlberechtigten 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Wahlscheinantrag nur ausfüllen, 
unterschreiben und absenden, 
wenn Sie nicht in Ihrem Wahlraum 
wählen wollen. 

Wer den Antrag für eine andere 
Person stellt, muss die Berechti-
gung hierzu durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachwei-
sen. Die Vollmacht kann mit die-
sem Formular erteilt werden (siehe 
erstes Kästchen unten). 

Vollmacht 
Ich bevollmächtige  
¨ 2  zur Stellung des Antrags auf Erteilung des Wahlscheins 
¨ 2  zur Abholung des Wahlscheins mit Briefwahlunterlagen 
______________________________________________________________________________________________________________ 

Vor- und Familienname, Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort 

_____________________                                                                            ___________________________________________________ 
             Datum                                                                                                                          Unterschrift der/des Wahlberechtigten 

Erklärung der/des Bevollmächtigten (nicht von der/dem Wahlberechtigten auszufüllen) 
 
Hiermit bestätige ich __________________________________________________________________________________________ 

                Vor- und Familienname 
 

den Erhalt des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen und versichere gegenüber der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/ 
Stadtverwaltung, dass ich nicht mehr als vier Wahlberechtigte bei der Empfangnahme des Wahlscheins und der Briefwahl- 
unterlagen vertrete. 
________________-_____                                                                            ____________________________________________________ 
          Datum                                                                                                                       Unterschrift der/des Bevollmächtigten 

Für amtliche Zwecke                Wahlschein Nr.:         Unterlagen abgesandt/ausgehändigt 
Sperrvermerk „W“ im Wählerverzeichnis eingetragen         

noch Anlage 2 a  
(zu § 72 Abs. 1 Satz 5 und § 78 Abs. 1 Satz 2)
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Anlage 3 
(zu § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2 und § 72 Abs. 2) 
 

 

Bekanntmachung der Kreisverwaltung/Stadtverwaltung/Verbandsgemeindeverwaltung 1  
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

über das Recht auf Einsichtnahme in die Wählerverzeichnisse und über die Erteilung von Wahlscheinen für die 
Kommunalwahlen am ________________ 
für die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürger-
meisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - 
Landrätin/Landrats 1 am ________ 
und für die etwaigen Stichwahlen der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeis-
ters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/ 
Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 am __________ 
 
 

I. 
 
Die Wählerverzeichnisse der Gemeinden werden an den Werktagen in der Zeit von Montag, dem ____________ 2 (20. Tag 
vor dem Wahltag), bis Freitag, den _____________ 3 (16. Tag vor dem Wahltag), während der Dienststunden bei den 
Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltungen 1 in ___________________________________________________ 4  

(Straße, Hausnummer, Zimmernummer, Postleitzahl, Ort) 
für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Alle Wahlberechtigten können die Richtigkeit und Vollständigkeit 
der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern Wahlberechtigte die Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen wollen, haben sie Tat-
sachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben 
kann; das Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ge-
mäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eine Auskunftssperre eingetragen ist. 
 
 

II. 
 
Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält spätestens am _______________ 5 (21. Tag vor dem Wahltag) eine 
Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss spätes-
tens bis Freitag, den ________________ 3 (16. Tag vor dem Wahltag), Einwendungen erheben. 
 
 

III. 
 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Einsichtsfrist bei der Gemeinde-/Ver-
bandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 Einwendungen erheben. Die Einwendungen können schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift erhoben werden.  
 
 

IV. 
 
An der Wahl kann nur teilnehmen, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. Wer in das 
Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur im Wahlraum des Stimmbezirks, der in der Wahlbenachrichtigung angegeben 
ist, das Wahlrecht ausüben, sofern die oder der Wahlberechtigte nicht einen Wahlschein hat. Wer einen Wahlschein hat, 
kann nur durch Briefwahl an der Wahl teilnehmen. 
 

V. 
 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf Antrag einen Wahlschein mit Briefwahlun-
terlagen. Mit der Wahlbenachrichtigung erhalten im Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte ein entsprechendes 
Antragsformular - Rückseite der Wahlbenachrichtigung -. Der Wahlschein kann aber auch mündlich (nicht jedoch telefo-
nisch), schriftlich oder elektronisch beantragt werden. In diesem Fall müssen Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum 
und Wohnanschrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden; die Wählerverzeichnisnummer und die 
Stimmbezirksnummer, die auf der Wahlbenachrichtigung eingetragen sind, sollen angegeben werden. Falls die Zusendung 
des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an eine von der Hauptwohnung abweichende Adresse gewünscht wird, 
muss auch diese Adresse angegeben werden.  
 
Für die elektronische Beantragung steht ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet unter 
 

_______________________________________________ 
 

zur Verfügung 6. 
 
Der Antrag kann auch per E-Mail an folgende E-Mail-Adresse 7 gerichtet werden: 
 

_________________________________________________ 
 

Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss die Berechtigung hierzu durch schriftliche Vollmacht nachweisen. 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen erhalten auf Antrag auch Personen, die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen 
sind, wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Frist zur Erhebung von Einwendungen versäumt haben. 

Anlage 3   
(zu § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2 und § 72 Abs. 2)
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                                                                                                                                                  noch Anlage 3  
                                                                                                    (zu § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2 und § 72 Abs. 2)                 

 

 

Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden den Wahlberechtigten an die Wohnanschrift übersandt oder amtlich über-
bracht, soweit sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der Unterlagen ergibt. An einen anderen als 
den Wahlberechtigten persönlich dürfen Wahlscheine und Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Be-
rechtigung zur Empfangnahme durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird.  
 
Von der Vollmacht kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlbe-
rechtigte vertritt; dies hat sie der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 vor der Empfangnahme der Unterla-
gen schriftlich zu versichern. Die bevollmächtigte Person muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich auf Verlangen 
ausweisen.  
 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen können bis zum Freitag vor dem Wahltag, 18 Uhr, in den Fällen des § 17 Abs. 2 der 
Kommunalwahlordnung und bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung auch noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, bei der Ge-
meinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 beantragt werden.  
 
 

VI. 
 
Mit dem Wahlschein erhalten die Wahlberechtigten 
 einen amtlichen Stimmzettel, 
 einen amtlichen Stimmzettelumschlag, 
 einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden 
 ist, versehenen Wahlbriefumschlag und 
 ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich seinen Stimmzettel, steckt ihn, nach innen gefaltet, in den amtlichen 
Stimmzettelumschlag, unterschreibt die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt unter Angabe des 
Tages, steckt den amtlichen Stimmzettelumschlag und den unterschriebenen Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefum-
schlag, verschließt den Wahlbriefumschlag und übersendet den Wahlbrief an die darauf angegebene Gemeinde-/Ver-
bandsgemeinde-/Stadtverwaltung. 
 
Bei verbundenen Wahlen steckt die Wählerin oder der Wähler die Stimmzettel, jeden für sich mit der Stimmabgabe nach 
innen gefaltet, einzeln in den gemeinsamen Stimmzettelumschlag und verschließt ihn.  
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in der Lage sind, 
ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. Die Hilfs-
person hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers zu kennzeichnen und dies an Eides 
statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. 
Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei 
der Hilfestellung von der Wahl eines anderen erhält. 
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform ausschließlich von 
_________________8 unentgeltlich befördert. 
 
Der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein muss so rechtzeitig an die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-
verwaltung1 abgesandt werden, dass er dort spätestens am Tage der Wahl bis 18 Uhr eingeht. Er kann auch bei der auf 
dem Wahlbriefumschlag angegebenen Gemeinde- /Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung1 oder am Tage der Wahl bis spä-
testens 18 Uhr beim zuständigen Wahlvorstand abgegeben werden 9. 
 
Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihr bis 
zum Tage der Wahl, 12 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden 10. 
 
 
____________________________, den ________       
 
 
Kreisverwaltung/Stadtverwaltung/Verbandsgemeindeverwaltung1 
 
________________________________________________________________________________________________ 

 
 

 
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Datum des 20. Tages vor der Wahl einsetzen. 
3 Datum des 16. Tages vor der Wahl einsetzen. 
4 Für jeden Ort der Einsichtnahme ist anzugeben, ob er barrierefrei oder nicht barrierefrei ist. Wenn mehrere Einsichtsstellen  
   eingerichtet sind, diese und die ihnen zugeteilten Ortsteile oder dergleichen oder die Nummern der Stimmbezirke angeben. 
5 Datum des 21. Tages vor der Wahl einsetzen. 
6 Internetadresse der Verwaltung angeben oder streichen, wenn ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet nicht zur 

Verfügung steht.  
7 E-Mail-Adresse der den Wahlschein ausstellenden Stelle angeben.  
8 Gemäß § 49 Abs. 4 Satz 1 der Kommunalwahlordnung (KWO) amtlich bekannt gemachtes Postunternehmen einsetzen. 
9 Vgl. § 31 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Kommunalwahlgesetzes. 
10Vgl. § 19 Abs. 7 Satz 2 KWO. 

noch Anlage 3   
(zu § 13 Abs. 2 Satz 1 und 2 und § 72 Abs. 2)
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Anlage 3 a 
(zu § 13 Abs. 2 Satz 3) 
 

 

Bekanntmachung der/des Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 1, 2 
über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis der Ortsgemeinde und über die Erteilung von 
Wahlscheinen 
________________________________________________________ 
 
 

Ergänzend zu der Bekanntmachung der Kreisverwaltung/Verbandsgemeindeverwaltung1 vom __________ 
über das Recht auf Einsicht in die Wählerverzeichnisse und über die Erteilung von Wahlscheinen wird Fol-
gendes bekannt gegeben: 
 

I. 
 
Das Wählerverzeichnis der Ortsgemeinde wird am 
 

_____________________, dem _____________________, von __________ bis __________ Uhr 

_____________________, dem _____________________, von __________ bis __________ Uhr 

_____________________, dem _____________________, von __________ bis __________ Uhr 

_____________________, dem _____________________, von __________ bis __________ Uhr 

_____________________, dem _____________________, von __________ bis __________ Uhr 

in _________________________________________________ 3 
      (Straße, Hausnummer, Zimmernummer, Postleitzahl, Ort) 

für Wahlberechtigte zur Einsichtnahme bereitgehalten. Alle Wahlberechtigten können die Richtigkeit und Voll-
ständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern Wahlberech-
tigte die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen 
überprüfen wollen, haben sie Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvoll-
ständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann; das Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eine 
Auskunftssperre eingetragen ist. 
 

II. 
 
Einwendungen gegen das Wählerverzeichnis können an den Werktagen in der Zeit von Montag, dem 
____________________ 4 (20. Tag vor dem Wahltag), bis Freitag, den __________________ 5 (16. Tag vor 
dem Wahltag), bei der Verbandsgemeindeverwaltung in __________________________________________ 
oder bei mir erhoben werden. 
 

III. 
 
Wahlscheine und Briefwahlunterlagen können bis zum Freitag vor dem Wahltag, 18 Uhr, in den Fällen des 
§ 17 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung und bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung auch noch bis zum 
Wahltag, 15 Uhr, bei mir beantragt werden 6. Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der 
beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann sie bei mir bis zum Tage der Wahl, 12 Uhr, einen neuen 
Wahlschein beantragen 6. 
 
 
_____________________________, den ___________ 
 
 

Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeister 1 
 

__________________________________________ 
 

1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Gilt nur im Falle der Beauftragung nach § 6 Satz 2 KWG und § 3 KWO. 
3 Für jeden Ort der Einsichtnahme ist anzugeben, ob er barrierefrei oder nicht barrierefrei ist. Wenn mehrere Einsichtsstellen  
   eingerichtet sind, diese und die ihnen zugeteilten Ortsteile oder dergleichen oder die Nummern der Stimmbezirke angeben. 
4 Datum des 20. Tages vor der Wahl einsetzen. 
5 Datum des 16. Tages vor der Wahl einsetzen. 
6 Falls unzutreffend, ist der Satz zu streichen. 

Anlage 3 a   
(zu § 13 Abs. 2 Satz 3)



AAAAnnnnllllaaaaggggeeee    4444
(zu § 16 Abs. 1)

Gemeinde/Stadt 2 : ______________________________  Ortsbezirk:  ________________________________

Landkreis: ______________________________  Stimmbezirk: _______________________________

AAAAbbbbsssscccchhhhlllluuuussssssss    ddddeeeessss    WWWWäääähhhhlllleeeerrrrvvvveeeerrrrzzzzeeeeiiiicccchhhhnnnniiiisssssssseeeessss    1111 für die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeiste-
rin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeiste-
rin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats sowie des Ortsbeirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreis-
tags - Bezirkstags - 2

am ______________________

und für die etwaige Stichwahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbür-
germeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrä-
tin/Landrats 2

am ______________________
IIII....

Dieses Wählerverzeichnis hat nach öffentlicher Bekanntmachung vom ___________________________ in der Zeit vom

__________________ bis zum __________________ - durch ein Bildschirmgerät - 2 zur Einsichtnahme für die Wahlberechtigten
bereitgelegen.

Das WWWWäääähhhhlllleeeerrrrvvvveeeerrrrzzzzeeeeiiiicccchhhhnnnniiiissss umfasst _______ Seiten.

IIIIIIII....

ZZZZaaaahhhhllll    ddddeeeerrrr    WWWWaaaahhhhllllbbbbeeeerrrreeeecccchhhhttttiiiiggggeeeennnn

Berichtigt gemäß Berichtigt gemäß
§ 44 Abs. 2

Satz 2 KWO 3
§ 44 Abs. 2

Satz 3 KWO 4

A 1 ohne Sperrvermerk
„W“ 5 und „N“ 6      _______ Personen ______ Personen ______ Personen

A 2 mit Sperrvermerk

„W“ 5                      _______ Personen ______ Personen ______ Personen
                              _______________ ______________ ______________
Somit sind laut
Wählerverzeichnis
wahlberechtigt

A (A 1 + A 2)             _______ Personen ______ Personen ______ Personen

Die Wahlvorsteherin/
Der Wahlvorsteher 2

Die Wahlvorsteherin/
Der Wahlvorsteher 2

(Dienstsiegel)

____________________, den _______________________ _______________ _______________

Die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 2

____________________________________

                                                  
1 Der Abschluss wird bei Führung einer Wählerliste oder im automatisierten Verfahren am Schluss oder auf einem mit der Wählerliste/dem

Ausdruck verbundenen Blatt bescheinigt. Bei verbundenen Wahlen ist der Abschluss jeweils auf besonderen Blättern zu beurkunden.
2 Nicht Zutreffendes streichen.
3 Nur ausfüllen, wenn nach Abschluss des Wählerverzeichnisses an eingetragene Wahlberechtigte Wahlscheine erteilt worden sind.
4 Nur ausfüllen, wenn noch am Wahltag an erkrankte (eingetragene) Wahlberechtigte Wahlscheine erteilt worden sind.
5 W = Wahlschein.
6 N = Nicht wahlberechtigt zur Wahl, für die der Abschluss bescheinigt wird.

A 1

A 2

A



Verlorene Wahlscheine werden nicht ersetzt! 

 Gemeinde – Stadt – Verbandsgemeinde 1 
________________________________ 

Frau/Herr 

wohnhaft in (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort) 2 

geboren am ……………………… 

Wahlschein Nr.:     
für die Wahl – Stichwahl 1 der/des 
Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - 
Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - 
Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - 
Bürgermeisterin/Bürgermeisters - 
Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - 
Landrätin/Landrats - 
Ortsbeirats - Gemeinderats/Stadtrats –  
Verbandsgemeinderats - Kreistags - Bezirkstags 1 

am ___________________ 

Stimmbezirk-Nr.  

Wählerverzeichnis-Nr.  

 Wahlschein gem. § 17 Abs. 2 KWO 3 
ist wahlberechtigt und kann brieflich wählen. 

i. A. 4 
   Datum (Dienstsiegel) 

Bitte nachfolgende Erklärung vollständig ausfüllen und unterschreiben! 
Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 1 

Ich versichere der Wahlvorsteherin / dem Wahlvorsteher gegenüber an Eides statt, dass ich persönlich – 2 als Hilfsperson gemäß dem erklärten 
Willen der Wählerin/ des Wählers 1 – den/die 1 beigefügten Stimmzettel gekennzeichnet habe. 

Ort, Datum 
Bitte eigenhändig mit Vornamen und Familiennamen unterschreiben! 

Unterschrift der Wählerin oder des Wählers       Unterschrift der Hilfsperson 

Im Falle der Stimmabgabe durch eine Hilfsperson hat diese ihre Personalangaben in Druckschrift anzugeben: 

(Vor- und Familienname) 

(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort) 

Erläuterungen 1 und 2: 
1 Versicherung an Eides statt zur Briefwahl 

Wer vor der Wahlvorsteherin oder dem Wahlvorsteher eine Versicherung an Eides statt falsch abgibt, kann nach § 156 des Strafgesetzbuches 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.

2 Hilfsperson 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder durch körperliche Beeinträchtigung nicht in der Lage sind, den Stimmzettel zu 
kennzeichnen, können sich der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) bedienen. Diese hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen 
der Wählerin oder des Wählers zu kennzeichnen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wün-
sche der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung 
der Kenntnisse verpflichtet, die sie durch die Hilfeleistung erlangt hat. Auf die Strafbarkeit einer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen 
der Wahlentscheidung der Wählerin oder des Wählers oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung der Wählerin oder des Wählers erfolgten 
Stimmabgabe wird hingewiesen. 

Zur Beachtung! 
Den mit Datum und Unterschrift versehenen Wahlschein nicht in den blauen Stimmzettelumschlag, sondern zusammen mit dem blauen 
Stimmzettelumschlag in den orangefarbenen Umschlag mit dem Aufdruck "Wahlbrief" stecken! 

1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Nur ausfüllen, wenn Versandanschrift und Wohnungsanschrift nicht übereinstimmen. 
3 Zutreffendenfalls ankreuzen. 
4 Bei Erteilung des Wahlscheins im automatisierten Verfahren kann anstelle der eigenhändigen Unterschrift der Name der beauftragten Person 

ausgedruckt werden. 

Anlage 5 
(zu § 19 Abs. 2, § 73 Abs. 2 und § 78 Abs. 3 Satz 1)
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Anlage 6 
(zu § 19 Abs. 3 Nr. 4) 

 
Merkblatt für die Briefwahl  
 
 
Sehr geehrte Wählerin, sehr geehrter Wähler, 
 
anliegend erhalten Sie die Briefwahlunterlagen für die Wahlen am ________________________ und zwar 
 

1. den Wahlschein, auf dem jede Wahl bezeichnet ist, zu der Sie wahlberechtigt sind, 
 
2. den amtlichen Stimmzettel für jede im Wahlschein bezeichnete Wahl, 
 
3. den amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 

 
4. den orangefarbenen Wahlbriefumschlag. 

 
Nach § 3 Abs. 1 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes darf das Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausgeübt werden. 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht oder eine 
solche Tat verursacht, wird nach § 107 a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

 
Wichtige Hinweise für Briefwählerinnen und Briefwähler 
 

1. Die Stimmabgabe bei der Briefwahl ist nur gültig, wenn in der unteren Hälfte des Wahlscheins die 
"Versicherung an Eides statt zur Briefwahl" mit der Unterschrift versehen ist. 

 
2. Den Wahlschein nicht in den Stimmzettelumschlag legen, sondern mit diesem in den orangefarbenen 

Wahlbriefumschlag stecken. Sonst ist die Stimmabgabe ungültig. 
 

3. Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen körperlicher Beeinträchtigung nicht in der 
Lage sind, den Stimmzettel zu kennzeichnen, können sich dabei der Hilfe einer anderen Person (Hilfsperson) 
bedienen. Diese hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers zu 
kennzeichnen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche 
der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben 
und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie durch die Hilfeleistung erlangt hat. Auf die 
Strafbarkeit einer im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung der Wählerin oder des 
Wählers oder ohne eine geäußerte Wahlentscheidung der Wählerin oder des Wählers erfolgten Stimm-
abgabe wird hingewiesen. 

 
4. Den Wahlbrief rechtzeitig versenden! Wahlbriefe, die am Wahltag nach 18 Uhr bei der zuständigen 

Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 eingehen, werden nicht mehr berücksichtigt. 
 

Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sollte der Wahlbrief spätestens drei Werktage vor der Wahl, 
(Donnerstag, den           ) bei entfernt liegenden Orten noch früher bei 
___________________________2 eingeliefert werden. Der Wahlbrief ist nicht freizumachen. Wird eine 
besondere Beförderungsform gewünscht, so muss das dafür fällige zusätzliche Leistungsentgelt auf dem 
Wahlbrief entrichtet werden. Bei Beförderung durch ein anderes Postunternehmen ist das dafür fällige 
Leistungsentgelt in voller Höhe zu entrichten; anderenfalls kann eine ordnungsgemäße Beförderung nicht 
gewährleistet werden. 
 
Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland den Wahlbrief möglichst bald einliefern sowie 
Luftpostbeförderung verlangen. Der Wahlbrief ist als Briefsendung des internationalen Postdienstes 
grundsätzlich vollständig freizumachen. Deshalb muss für den Wahlbrief das im Einlieferungsland geltende 
Entgelt bezahlt werden. Auf dem Wahlbrief unterhalb der Anschrift das Bestimmungsland „ALLEMAGNE“ 
oder „GERMANY" angeben. Falls Wahlberechtigte Bedenken haben, den Wahlbrief wegen seiner 
Kennzeichnung und der Farbe durch ein Postunternehmen im Ausland befördern zu lassen, ist es ihnen 
überlassen, den Wahlbrief in einen neutralen Briefumschlag zu stecken und zu übersenden.  
 

5. Der Wahlbrief kann auch am Wahltag bis spätestens 18 Uhr bei der auf dem Wahlbriefumschlag ange-
gebenen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 oder bei dem für den Wahlbrief zuständigen 
Wahlvorstand abgegeben werden. 

 
Im „Wegweiser für die Briefwahl" auf der Rückseite sind die wichtigen Hinweise mit Bildern dargestellt. 
 

______________ 
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Gemäß § 49 Abs. 4 Satz 1 der Kommunalwahlordnung amtlich bekannt gemachtes Postunternehmen einsetzen.  
 
 

 

Anlage 6  
(zu § 19 Abs. 3 Nr. 4)
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noch Anlage 6 
(zu § 19 Abs. 3 Nr. 4) 

 
(Rückseite des Merkblatts) 
 
Wegweiser für die Briefwahl 
 
(bei verbundenen Wahlen in Mehrfarbendruck 1 ) 
 

1 
 
 
 
 
Stimmzettel kennzeichnen und nach innen falten, 
ein zweites Mal, falls erforderlich, mehrmals falten. 

 

2 
 
 
 
 
Stimmzettel, bei mehreren Stimmzetteln jeden für 
sich gefaltet 2, in den blauen Stimmzettelumschlag 
stecken und zukleben. 

 

3 
 
 
 
 
Abschnitt „Versicherung an Eides statt zur 
Briefwahl" mit Datum und Unterschrift versehen. 

 

4 
 
 
 
 
Blauen Stimmzettelumschlag zusammen mit dem 
Wahlschein in den orangefarbenen 
Wahlbriefumschlag stecken. 

 

5 
 
Orangefarbenen Wahlbriefumschlag zukleben und 
bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-
/Stadtverwaltung 2 abgeben oder rechtzeitig 
übersenden. 
 
Der Wahlbrief kann auch am Wahltag in der Zeit 
von 8 bis 18 Uhr im angegebenen Wahlraum 
abgegeben werden. 
 
 

 
 
________________ 
1 Gilt für Mehrfarbendruck, Farbe des Stimmzettels in Bild 1: weiß; Farbe der Stimmzettel in Bild 2: grün, weiß, rosa; Farbe des 

Stimmzettelumschlags in Bild 2 und 4: blau; Farbe des Umschlags mit dem Aufdruck „Wahlbrief" in Bild 4 und 5: orangefarben. 
2 Nichtzutreffendes streichen/entfällt. 

Blauer 
Stimmzettelumschlag 

Orangefarbener 
Wahlbriefumschlag 

Blauer Stimmzettelumschlag 

Wahlschein 

WAHLBRIEF 
An die 
Gemeindeverwaltung 
Rathausstraße 4 
67211 Neudorf 

noch Anlage 6   
(zu § 19 Abs. 3 Nr. 4)
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Anlage 7 
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2) 

 

 
Bekanntmachung der/des Landrätin/Landrats  

über die Einreichung von Wahlvorschlägen für die Kommunalwahlen und  
die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Bürgermeisterin/ 

Bürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 
 

I. 
 
Aufgrund der §§ 16 und 62 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) in Verbindung mit den §§ 23 und 74 der 
Kommunalwahlordnung (KWO) fordere ich hiermit zur Einreichung von 
 

Wahlvorschlägen für die Wahlen der Ortsbeiräte, Gemeinderäte, Stadträte, Verbandsgemeinderäte und 
des Kreistags sowie von  
Wahlvorschlägen für die Wahl(en) der Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher - Ortsbürgermeisterinnen/Orts-
bürgermeister - Stadtbürgermeisterinnen/Stadtbürgermeister - Bürgermeisterinnen/Bürgermeister - der/ 
des Landrätin/Landrats 1 

 
auf. 
 

II. 
 
Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes und von Wählergruppen, 
Wahlvorschläge zur Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - 
Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters und Landrätin/Landrats1 auch 
von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden.  
Parteien und Wählergruppen können zur Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeiste-
rin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Land-
rätin/Landrats 1 auch eine gemeinsame Bewerberin oder einen gemeinsamen Bewerber in einem gemeinsa-
men Wahlvorschlag benennen. 
 
Parteiwahlvorschläge und Wahlvorschläge mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen sind in einer Ver-
sammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter des Wahlgebiets (Ortsbezirk, 
Gemeinde, Stadt, Verbandsgemeinde, Landkreis), Wahlvorschläge nicht mitgliedschaftlich organisierter Wäh-
lergruppen in einer Versammlung, zu der die Wahlberechtigten des Wahlgebiets einzuladen sind, in geheimer 
Abstimmung aufzustellen. Eine gemeinsame Bewerberin oder ein gemeinsamer Bewerber kann auch in ge-
heimer Abstimmung einer gemeinsamen Versammlung von wahlberechtigten Mitgliedern/ 
Anhängerinnen und Anhängern/Vertreterinnen und Vertreter der beteiligten Parteien und Wählergruppen ge-
wählt werden. 
 
Neu auftretende Parteien im Sinne des § 16 Abs. 4 KWG müssen spätestens am Dienstag, dem 
________________________ 2, bis 18 Uhr bei der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter Rheinland-
Pfalz, Mainzer Straße 14 - 16, 56130 Bad Ems, die Teilnahme an der Wahl anzeigen und ihre Eigenschaft als 
Partei im Sinne des Parteiengesetzes gemäß § 24 Abs. 1 KWO nachweisen.  

 
III. 

 
Die Wahlvorschläge müssen von einer Mindestzahl von Wahlberechtigten des Wahlgebiets, die den Wahlvor-
schlag unterstützen, unterschrieben sein (Unterstützungsunterschriften), soweit die Wahlvorschlagsträger 
nicht nach § 16 Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 KWG davon befreit sind. Für jede Wahl darf jeweils nur ein 
Wahlvorschlag unterschrieben werden.  
 
Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass eine ausreichende Zahl gültiger Unterstützungsun-
terschriften rechtzeitig eingereicht wird. Nach Ablauf der Einreichungsfrist (Abschnitt IV) können Unterstüt-
zungsunterschriften nicht mehr geleistet werden. 
 
 
 
 
 
 

 

Anlage 7  
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noch Anlage 7 
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2) 

 

IV. 
 
Die vollständig unterzeichneten Wahlvorschläge sollen mit allen erforderlichen Anlagen möglichst frühzeitig 
bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter oder bei der zuständigen Gemeinde-/  
Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung eingereicht werden. Die Einreichungsfrist läuft 
 

am Montag, dem _____________________________3, 18 Uhr, 
ab. 
 

V. 
 
Nimmt eine nicht im Landtag vertretene Partei oder Wählergruppe im Landkreis an der Kreistagswahl und an 
mit ihr verbundenen Kommunalwahlen oder lediglich an Verbandsgemeinderatswahlen und an damit verbun-
denen Wahlen zum Ortsgemeinderat oder Ortsbeirat teil, so erhält sie auf Antrag für jede Wahl, an der sie 
teilnimmt, dieselbe Listennummer. Im Antrag müssen die Kennwörter der Wahlvorschläge, für die dieselbe 
Listennummer beantragt wird, mit Angabe des Wahlgebiets, für das der jeweilige Wahlvorschlag gilt, und die 
Namen der jeweiligen Vertrauensperson und ihrer Stellvertreterin/ihres Stellvertreters aufgeführt werden. Der 
Antrag ist von den Vertrauenspersonen aller beteiligten Wahlvorschläge zu unterzeichnen und möglichst früh-
zeitig, spätestens  
 

am Montag, dem _____________________________ 3, 18 Uhr, 
 
bei der/dem Landrätin/Landrat 1 (siehe Abschnitt VIII, letzter Satz) einzureichen 4.  
 

VI. 
 
Die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der durch die Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat nach 
den Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes5 begründen würde, ist verpflichtet, eine schriftliche, rechtlich 
nicht bindende Erklärung abzugeben, ob sie oder er im Falle des Wahlerfolgs aus dem Arbeits- oder Dienstver-
hältnis ausscheidet oder auf das Mandat verzichtet6. Die schriftliche Absichtserklärung ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen (§ 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 KWG). Sie oder die Verweigerung der Abgabe einer solchen Absichts-
erklärung wird mit den zugelassenen Wahlvorschlägen veröffentlicht (§ 24 Abs. 3 Satz 2 KWG). 
 

VII. 
 
Die Wahlleiterinnen und Wahlleiter der Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden geben in ortsüblicher 
Weise die Zahl der zu wählenden Rats- und Ortsbeiratsmitglieder, die Höchstzahl der aufzustellenden  
Bewerberinnen und Bewerber, die Mindestzahl der Unterstützungsunterschriften sowie die Anschrift der Wahl-
leiterin oder des Wahlleiters bekannt. Parteien und Wählergruppen erhalten auf Anforderung einen Abdruck 
des Bekanntmachungstextes. 
 
Die Niederschrift über die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber hat, mit Ausnahme bei der Wahl für 
den Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz, jeweils getrennt nach Frauen und Männern folgende paritätsbezo-
gene Angaben gesondert auszuweisen: die Zahl der wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und 
Versammlungsteilnehmer sowie die Zahl der angetretenen und der gewählten Bewerberinnen und Bewerber 
(getrennt nach Plätzen). 
 
Die öffentlichen Bekanntmachungen der Wahlvorschläge enthalten den im Wortlaut abzudruckenden Text des 
Artikels 3 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes und den Geschlechteranteil in der jeweiligen Vertretungskörper-
schaft zwei Monate vor der Wahl. Darüber hinaus hat die öffentliche Bekanntmachung der Wahlvorschläge 
bei der personalisierten Verhältniswahl, mit Ausnahme bei der Wahl für den Bezirkstag des Bezirksverbands 
Pfalz, folgende paritätsbezogene Angaben gesondert auszuweisen: die Zahl der wahlberechtigten Versamm-
lungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer sowie die Zahl der angetretenen und der gewählten Be-
werberinnen und Bewerber (getrennt nach Plätzen). 
 
 
 
 
 

 

noch Anlage 7  
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noch Anlage 7 
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2) 

 

VIII. 
 
In den Kreistag des Landkreises ___________________________ sind _______ Mitglieder zu wählen.  
 
In einem Kreiswahlvorschlag dürfen höchstens _________ 7 Bewerberinnen und Bewerber benannt werden. 
Im Wahlvorschlag kann dieselbe Bewerberin oder derselbe Bewerber bis zu dreimal aufgeführt werden. 
 
Der Wahlvorschlag muss von mindestens _________ 8 zur Kreistagswahl wahlberechtigten Personen unter-
zeichnet sein. Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 KWG zutrifft,  
bedarf es keiner Unterstützungsunterschriften. 
 
Kreiswahlvorschläge sind bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter oder bei der 
Kreisverwaltung  
 

in ____________________________________________________________________________________ 
(Straße, Hausnummer, Zimmernummer, Postleitzahl, Ort) 9 

 
einzureichen. 
 

IX. 
 
In einem Wahlvorschlag zur Wahl der/des Landrätin/Landrats 1 darf nur eine Bewerberin oder ein Bewerber 
benannt werden. 
 
Der Wahlvorschlag muss von mindestens _________ 8 zur Kreistagswahl wahlberechtigten Personen unter-
zeichnet sein. Bei Wahlvorschlägen von Parteien und Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 KWG zutrifft, bedarf 
es keiner Unterstützungsunterschriften. Das Gleiche gilt, wenn sich die/der Landrätin/Landrat 1 als Einzelbe-
werberin/Einzelbewerber 1 bewirbt. 
 
Die Wahlvorschläge sind bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen Wahlleiter oder bei der Kreis-
verwaltung 
 

in ____________________________________________________________________________________ 
(Straße, Hausnummer, Zimmernummer, Postleitzahl, Ort) 9 

 
einzureichen. 
 

X. 
 
Vordrucke für Wahlvorschläge, Versammlungsniederschriften zur Aufstellung der Bewerberinnen und  
Bewerber, Erklärungen der Bewerberinnen und Bewerber, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen, Bescheinigun-
gen der Wählbarkeit und Absichtserklärungen der Bewerberinnen und Bewerber, bei denen durch die Wahl 
eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat 5 begründet würde, sind bei der zuständigen Gemeinde-/Verbands-
gemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung gegen Kostenerstattung erhältlich. 
 
Amtliche Formblätter für Unterstützungsunterschriften werden auf Anforderung von der zuständigen Wahllei-
terin oder dem zuständigen Wahlleiter und von der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreis-
verwaltung kostenfrei abgegeben. 
 
Weitere Einzelheiten über die Aufstellung und Einreichung von Wahlvorschlägen sind dem Kommunalwahlge-
setz und der Kommunalwahlordnung zu entnehmen. 
 
 
 
 
________________________________, den _________________________ 
 
 

     ____________________________________________________ 
                      (Landrätin/Landrat zugleich als Kreiswahlleiterin/Kreiswahlleiter 1) 

noch Anlage 7  
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2)
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noch Anlage 7 
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2) 

 

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Datum des 54. Tages vor der Wahl einsetzen. 
3 Datum des 48. Tages vor der Wahl einsetzen. 
4 Für das Gebiet des Bezirksverbands Pfalz ist folgender Zusatz einzusetzen:  
 „Der Antrag ist bei der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden 1 des Bezirkstags des Bezirksverbands Pfalz, Bismarckstraße 17, 67655 Kai-

serslautern, zu stellen, wenn die Partei oder Wählergruppe an mehreren Kommunalwahlen innerhalb des Gebiets des Bezirksverbands 
Pfalz teilnimmt.“ 

5 Unvereinbarkeit von Amt und Mandat gemäß § 5 Abs. 1, § 54 Abs. 1 Satz 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 KWG. 
6 Die Verpflichtung zur Abgabe der Absichtserklärung ergibt sich aus § 19 Abs. 3, § 54 Abs. 1 Satz 2 oder § 55 Abs. 1 Satz 2 KWG. 
7 Das Zweifache der Zahl der zu wählenden Kreistagsmitglieder einsetzen (§ 22 Abs. 2 LKO, § 15 Abs. 2 Satz 1 und § 53 KWG). 
8 Unterschriftenmindestzahl gemäß § 55 Abs. 4 KWG einsetzen. 
9 Bei Abweichungen beide Anschriften angeben. 

noch Anlage 7  
(zu § 23 Abs. 2 Satz 1 und § 74 Abs. 1 Satz 2)
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Anlage 8 
(zu § 23 Abs. 2 Satz 2 und § 74 Abs. 1 Satz 3) 

 

 
Bekanntmachung der Wahlleiterin/des Wahlleiters  

über die Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl  
der Ortsbeiräte - des Gemeinderats sowie für die Wahl  

der Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher - der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters1 
 
 
Ergänzend zur Bekanntmachung der Landrätin/des Landrats 1 vom _______________________ über die Ein-
reichung von Wahlvorschlägen für die Kommunalwahlen wird Folgendes bekannt gegeben: 
 

I. 
 
Bei der am ______________________ stattfindenden Wahl des Gemeinderats in  
 
______________________________________________________________________________________  
 
sind _______ Ratsmitglieder zu wählen. 
 
Bei der am _______________________ stattfindenden Wahl der Ortsbeiräte 2 sind 
 
im Ortsbezirk _______________________________________________   _________ Ortsbeiratsmitglieder 
 
im Ortsbezirk _______________________________________________   _________ Ortsbeiratsmitglieder 
 
im Ortsbezirk _______________________________________________   _________ Ortsbeiratsmitglieder 
 
usw. 2, 3               ____________________________________________    _________ 
 
zu wählen.   
 

II. 
 
In einem Wahlvorschlag für die Wahl des Gemeinderats dürfen höchstens _______ 4 Bewerberinnen und 
Bewerber, für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters nur eine Bewerberin oder ein Bewerber be-
nannt werden. Für die Wahl des Gemeinderats kann dieselbe Bewerberin oder derselbe Bewerber bis zu 
dreimal aufgeführt werden. Die Wahlvorschläge müssen von mindestens ______ 5 zum Gemeinderat wahlbe-
rechtigten Personen unterzeichnet sein (Unterstützungsunterschriften). 
 
In einem Wahlvorschlag für die Wahl des Ortsbeirats des Ortsbezirks _______________________________  
dürfen höchstens _______ 6 Bewerberinnen und Bewerber, 
 
in einem Wahlvorschlag für die Wahl des Ortsbeirats des Ortsbezirks __________________________ usw.3, 
 
für die Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers darf jeweils nur eine Bewerberin oder ein Bewerber be-
nannt werden 2. Für die Wahl der Ortsbeiräte kann dieselbe Bewerberin oder derselbe Bewerber bis zu dreimal 
aufgeführt werden. 
Die Wahlvorschläge müssen von mindestens _______ 5 zum Ortsbeirat des Ortsbezirks ________________ 
________________ wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein (Unterstützungsunterschriften) 2, 3. 
Die Wahlvorschläge bedürfen keiner Unterstützungsunterschriften, soweit die Wahlvorschlagsträger nach § 16 
Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 KWG davon befreit sind. Für jede Wahl darf jeweils nur ein Wahlvorschlag 
unterschrieben werden.  

 
III. 

 
Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass die Unterstützungsunterschriften rechtzeitig geleistet 
werden. Unterstützungsunterschriften können mit dem Wahlvorschlag oder auf gesonderten amtlichen Form-
blättern geleistet werden. Nach Ablauf der Einreichungsfrist (Abschnitt IV) können Unterstützungsunterschrif-
ten nicht mehr geleistet werden. 
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       noch Anlage 8 
      (zu § 23 Abs. 2 Satz 2 und § 74 Abs. 1 Satz 3) 

 

 

IV. 
 
Die vollständig unterzeichneten und mit den erforderlichen Anlagen versehenen Wahlvorschläge sollen  
möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
 
Wahlvorschläge für die Wahl des Gemeinderats sowie für die Wahl der Ortsbeiräte und der Ortsvorsteherin-
nen/Ortsvorsteher 2 sind bei der Gemeindewahlleiterin/dem Gemeindewahlleiter 1 
 
in ____________________________________________________________________________________ 
 
oder bei der Gemeinde-/Verbandsgemeindeverwaltung 1 
 
in ______________________________________________________________________ einzureichen. 
 
Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters sind bei der Wahlleiterin/dem Wahllei-
ter 1 für die Wahl der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 
 
in ______________________________________________________________________ 
 
oder bei der Gemeinde-/Verbandsgemeindeverwaltung 1 
 
in ______________________________________________________________________ einzureichen. 
 
Die Einreichungsfrist läuft 
 

am Montag, dem _____________________________ 7, 18 Uhr, 
ab. 
 

V. 
 
Die Bewerberin oder der Bewerber, die oder der durch die Wahl eine Unvereinbarkeit von Amt und Mandat8 
begründen würde, ist verpflichtet, eine schriftliche, rechtlich nicht bindende Erklärung abzugeben, ob sie 
oder er im Falle des Wahlerfolgs aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis ausscheidet oder auf das Mandat 
verzichtet 9. Die schriftliche Absichtserklärung ist mit dem Wahlvorschlag einzureichen (§ 20 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 5 KWG). Sie oder die Verweigerung der Abgabe einer solchen Absichtserklärung wird mit den zugelas-
senen Wahlvorschlägen öffentlich bekannt gemacht (§ 24 Abs. 3 Satz 2 KWG). 
 
 
 
________________________________, den ___________ 
 
 
                          ___________________________________________ 
                  (Wahlleiterin/Wahlleiter 1) 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Entfällt, wenn Ortsbezirke nicht gebildet sind. 
3 Für weitere Ortsbezirke sind die entsprechenden Angaben aufzuführen. 
4 Das Zweifache der Zahl der zu wählenden Ratsmitglieder einsetzen (§ 29 Abs. 2 GemO, § 15 Abs. 2 Satz 1 KWG). 
5 Unterschriftenmindestzahl gemäß § 16 Abs. 2 KWG einsetzen. 
6 Das Zweifache der Zahl der zu wählenden Ortsbeiratsmitglieder einsetzen (§ 75 Abs. 3 GemO, § 15 Abs. 2 Satz 1 und § 53 KWG). 
7 Datum des 48. Tages vor der Wahl einsetzen. 
8 Unvereinbarkeit von Amt und Mandat gemäß § 5 Abs. 1, § 54 Abs. 1 Satz 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 KWG. 
9 Die Verpflichtung zur Abgabe der schriftlichen Absichtserklärung ergibt sich aus § 19 Abs. 3, § 54 Abs. 1 Satz 2 oder § 55 Abs. 1 Satz 2 

KWG. 

noch Anlage 8  
(zu § 23 Abs. 2 Satz 2 und § 74 Abs. 1 Satz 3)
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1 
 

An 
________________________________________ 2 
 
 
________________________________________ 
 
 
in ______________________________________ 

 
 
 

Wahlvorschlag 
 
 

Der Partei / Wählergruppe          3         

           
 
abgekürzt:           

 
für die Wahl zum:          4 

 
der/des           

           
                                                                                                     (Name des Wahlgebiets) 
 

 

am   
 
 
 

I. 
 
 

Gemäß Beschluss der   5   - Versammlung    
 
am   

 
 
 
werden als Bewerberinnen und Bewerber 6 benannt: 
 

Der Wahlvorschlag ist möglichst frühzeitig bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen 
Wahlleiter oder bei der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung einzu-
reichen. Die Einreichungsfrist läuft am 48. Tag vor der Wahl ab,  
das ist am ........................., dem ................., 18 Uhr. 1  

Von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter  
oder von der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/ 
Stadt-/Kreisverwaltung auszufüllen! 
 
Wahlvorschlag ist eingereicht worden 

am  _______________________________ 

       _______________________________ 
(Datum, Uhrzeit) 

 
 
Unterschrift _________________________   
 

Anlage 9  
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Wahlvorschlag 
 
Bewerberinnen und Bewerber 6, 7    
  

 

 
Lfd. 
Nr. 

 

a) Familienname, Vornamen, Beruf oder Stand 
b) Geschlecht 
c) Tag der Geburt 
d) Staatsangehörigkeit 8  
e) Anschrift (Hauptwohnung) – Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 9  

 
1 10 

 

a) 
b) 
c) 
d) 
e) 

 
usw. 
 

 

 
 

II. 
 

Vertrauensperson ist:           

            
 

Stellvertretende 
 

          

Vertrauensperson ist:           
(Familienname, Vornamen, Straße, Hausnummer, Telefon-Nr., E-Mail-Adressen,  

Postleitzahl, Wohnort) 9 

 
 

III. 
Bestätigung der für das Wahlgebiet zuständigen Parteiorganisation (§ 16 Abs. 5 KWG).  
 

 
                                                                                                             , den     
 

 

               (Parteistempel)                    (Unterschrift) 
 

IV. 
 

Unterstützungsunterschriften wahlberechtigter Personen 
 

 

 

 

 

  

 

Wichtige Hinweise: 
 

Der Wahlvorschlag muss vor seiner Einreichung durch eine Mindestzahl von Wahlberechtigten eigenhändig unterschrieben 
werden, soweit die Wahlvorschlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 KWG davon befreit sind. Die Mindestzahl der Unterstüt-
zungsunterschriften ergibt sich aus der Bekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters. Für jede Wahl darf jeweils 
nur ein Wahlvorschlag unterschrieben werden.  
 

Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass die erforderlichen Unterschriften rechtzeitig geleistet werden. Nach 
Ablauf der Einreichungsfrist können Unterstützungsunterschriften nicht mehr nachgeholt werden. 

Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

noch Anlage 9  
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Lfd. 
Nr. 

Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 9 

 
Unterschrift 

 
Datum der Unterschrift 

 

Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 
 
1 

 
 

 

  
 

____  ____  ______  

 

2 
usw. 

  

  

 

V. 
 
Bescheinigung der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 
 
Die unter lfd. Nr.                                                           aufgeführten Unterzeichnerinnen und Unterzeichner  

sind für die Wahl zum Ortsbeirat  
 
des Ortsbezirks                                                                                                                                  11 

- Gemeinderat - Verbandsgemeinderat - Stadtrat - Kreistag - Bezirkstag12 nach § 1 KWG wahlberechtigt13. 
 

                                                                                                                  , den     
 

 
                             

 

 (Dienstsiegel)                                                                              (Unterschrift) 

 
VI. 

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beigefügt: 
_____ Erklärungen der Bewerberinnen und Bewerber 6 
_____ Bescheinigungen der Wählbarkeit  
_____ Versicherungen an Eides statt gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KWG 14 

_____ Unterschriftenlisten 
_____ Einzelbescheinigungen des Wahlrechts 
_____ Niederschrift über die Versammlung zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber 6 
_____ Bestätigung der zuständigen Parteiorganisation 15 

_____ Bescheinigung der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters über die Parteieigenschaft 16 

_____ Unterlagen zum Nachweis der mitgliedschaftlichen Organisation der Wählergruppe 17 

_____ Schriftliche Absichtserklärung der Bewerberin oder des Bewerbers 18 

_____ Nachweis der Eintragung im Vereinsregister 19 

_____ Bestätigung des Vorstands der Wählergruppe entsprechend § 24 Abs. 4 der Kommunalwahlordnung 
 (KWO) 20 

 
 

                                                                                                                  , den  
 
  

                                                                                                                    (Unterschrift der Vertrauensperson) 

 

 

  

 

  

 

noch Anlage 9  
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Datenschutzhinweise auf der Folgeseite! 

 

 
1 Datum des 48. Tages vor der Wahl. 
2 Gemeindewahlleiterin/Gemeindewahlleiter, Verbandsgemeindewahlleiterin/Verbandsgemeindewahlleiter, Kreiswahlleiterin/Kreiswahl-

leiter oder zuständige Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung einsetzen. 
3 Kennwort und, sofern eine Kurzbezeichnung verwendet wird, auch diese gemäß § 21 Abs. 1 KWG und § 25 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWO   
 einsetzen. 
4 Ortsbeirat, Gemeinderat, Verbandsgemeinderat, Kreistag oder Bezirkstag einsetzen. 
5 Mitglieder, Vertreterinnen und Vertreter oder Wahlberechtigten einsetzen. 
6 Im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag die Worte „sowie Nachfolgerinnen und Nachfolger“ anfügen. 
7 Im Wahlvorschlag kann dieselbe Bewerberin oder derselbe Bewerber bis zu dreimal aufgeführt werden. Im Wahlvorschlag erscheinen 

die dreifach aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber zuerst und die doppelt aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber vor den 
übrigen Bewerberinnen und Bewerbern. Bei einer Mehrfachbenennung ist die lfd. Nr. nur einmal zu vergeben. 

8 Im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag entfällt diese Angabe. 
9 Angabe der Postleitzahl und des Wohnortes kann im Wahlvorschlag für die Wahl zum Ortsbeirat/Gemeinderat entfallen. 
10 Sind im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag Nachfolgerinnen und Nachfolger benannt, so sind die entsprechenden lfd. Nr. in 

Buchstaben a und b zu gliedern; außerdem sind unter den Familiennamen die Worte „als Bewerberin“ oder „als Bewerber“ oder „als 
Nachfolgerin“ oder „als Nachfolger“ zu setzen. 

11 Name des Ortsbezirks einsetzen. 
12 Nicht Zutreffendes streichen. 
13Das Wahlrecht darf nur einmal bescheinigt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvorschlag die erteilte              
   Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
14 Nur bei Bewerberinnen und Bewerbern, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen. 
15 Sofern die Bestätigung nicht unter Abschnitt III erfolgt ist. 
16 Nur für Parteien, auf die § 16 Abs. 4 KWG zutrifft. 
17 Nicht für Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 KWG zutrifft. 
18 Die Verpflichtung zur Abgabe der schriftlichen Absichtserklärung ergibt sich aus § 19 Abs. 3, § 54 Abs. 1 Satz 2 oder § 55 Abs. 1                    
   Satz 2 KWG. 
19 Nur für Wählergruppen, auf die § 21 Abs. 1 Satz 2 KWG zutrifft. 
20 Nur für Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 Nr. 3 KWG zutrifft. 

noch Anlage 9  
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Datenschutzinformationen  
zu Unterstützungsunterschriften  

 
Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die nach dem Kommunalwahlgesetz (§ 16 Abs. 2, § 53 in 
Verbindung mit § 16 Abs. 2, § 55 Abs. 4, § 56 Abs. 4 Satz 3) erforderliche Mindestzahl von Unterstützungsunterschriften 
für den einzureichenden Wahlvorschlag nachzuweisen.   

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesdatenschutzgesetzes 
in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§§ 16 bis 18, 23, § 53 
in Verbindung mit den §§ 16 bis 18, 23, § 54 Abs. 4, § 55 Abs. 4, § 56 Abs. 4 Satz 3) und der Kommunalwahlordnung 
(§§ 25 bis 27, 29). 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunterschrift für den Wahl-
vorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogene Daten ist 
die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder sammelnde Wählergruppe (§ 15 Abs. 1 Satz 1, § 53 in Ver-
bindung mit § 15 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalwahlgesetzes)1: 

______________________________________________________________________________________  

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften ist die zuständige Wahlleiterin oder der zuständige Wahlleiter für 
die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich. 

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbescheinigung ist 
die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Wahlausschuss, der über den eingereichten Wahlvorschlag ent-
scheidet.  

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche Stellen sein, wenn 
die Auskunft über Unterstützungsunterschriften zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfahrens erfor-
derlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 2 der Kommunalwahlord-
nung. Ihre Unterstützungsunterschrift gehört zu den Wahlunterlagen, die nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl 
zu vernichten sind, wenn nicht die zuständige Aufsichtsbehörde mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsver-
fahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Straftat von Bedeutung 
sein können.    

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Unter-
stützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre 
personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Speicher-
frist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur 
Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlangen, 
wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Einschrän-
kung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

  

 
1 Name und Kontaktdaten der einreichenden Partei oder der einreichenden Wählergruppe sind einzutragen. 

noch Anlage 9  
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10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebenenfalls 
an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortli-
chen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen.  

 

noch Anlage 9  
(zu § 25 Abs. 1)
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Vor- und Familienname:  

Geschlecht:  

Tag der Geburt:  

Staatsangehörigkeit:  

Beruf:  

Straße, Hausnummer:  

Wohnort:  
 
Erklärung 
 
Ich erkläre, dass ich nicht für dieselbe Wahl in einem Wahlvorschlag einer anderen Partei oder Wählergruppe 
aufgestellt bin. Ich stimme meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber/Nachfolgerin/Nachfolger 1, 2 im Wahl-
vorschlag der 
 
 
 
 

3 
 
 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsbezirks                                                                                    4    
 

- Gemeinderat - Stadtrat - Verbandsgemeinderat - Kreistag - Bezirkstag 2  
 

am                                             zu. 

Ich bestätige die Richtigkeit der obigen Angaben zu meiner Person. Diese können so nach Maßgabe der ge-
setzlichen Bestimmungen in der Bekanntmachung der Wahlvorschläge und bei der Herstellung des Stimm-
zettels verwendet werden. 

                                                                                             , den    
 

 

(Unterschrift) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Datenschutzhinweise auf der Folgeseite! 
 

_______________________________________                                                                           
1 Die Worte „Nachfolgerin/Nachfolger“ gelten nur  für die Bezirkstagswahl. 
2 Nicht Zutreffendes streichen. 
3 Kennwort und, sofern eine Kurzbezeichnung verwendet wird, auch diese, einsetzen. 
4 Name des Ortsbezirks einsetzen.                                                           
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Datenschutzinformationen 

zur Erklärung zum Wahlvorschlag 
 

Für die mit Ihrer Erklärung zum Wahlvorschlag angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihre Zustimmung zur Benennung in einem Wahlvorschlag 
nachzuweisen (§ 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 53 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Kommunalwahlgesetzes). 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesdatenschutzgesetzes 
in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§§ 16 bis 20, 23 bis 25, 
29 und 30, § 53 in Verbindung mit den §§ 16 bis 20, 23 bis 25, 29 und 30, § 54 Abs. 5, § 55 Abs. 5, § 56 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 5) und der Kommunalwahlordnung (§§ 25, 27, 29, 30, 32 und 33). 

Ihre personenbezogenen Daten werden für die öffentliche Bekanntmachung des vom Wahlausschuss zugelassenen 
Wahlvorschlags und für die Erstellung der Stimmzettel verarbeitet. Der zugelassene Wahlvorschlag kann im Internet 
(§ 91 Abs. 1 Satz 3 bis 6 der Kommunalwahlordnung) veröffentlicht werden. Für den Fall, dass Sie gewählt werden und 
die Wahl annehmen, werden Ihre personenbezogenen Daten ferner für die vom zuständigen Wahlleiter veröffentlichte 
Bekanntmachung des Ergebnisses der Wahl verarbeitet (§ 47, § 53 in Verbindung mit § 47 des Kommunalwahlgesetzes, 
§ 65 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung). 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Die Zustimmungserklärung ist jedoch nur 
mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Zustimmungserklärung angegebenen personenbezogenen Daten ist 
die den Wahlvorschlag einreichende Partei oder einreichende Wählergruppe1: 

Nach Einreichung des Wahlvorschlags ist die Wahlleiterin oder der Wahlleiter für die Verarbeitung der personenbezo-
genen Daten verantwortlich. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Wahlausschuss, der über den eingereichten Wahlvorschlag ent-
scheidet. 

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche Stellen sein, wenn 
die Auskunft über eine Zustimmungserklärung zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfahrens erfor-
derlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 3 der Kommunalwahlord-
nung. Zustimmungserklärungen gehören zu den Wahlunterlagen, die 60 Tage vor der nächsten Wahl vernichten wer-
den können. Die zuständige Aufsichtsbehörde kann zulassen, dass die Unterlagen früher vernichtet werden, soweit 
sie nicht für ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren oder für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Straftat 
von Bedeutung sein können. 

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Zustim-
mung zu Ihrer Benennung in dem Wahlvorschlag nicht zurückgenommen. Nach Ablauf der Frist für die Einreichung 
der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten nur 
unter den Voraussetzungen der §§ 23 und 23 a, § 53 in Verbindung mit den §§ 23 und 23 a des Kommunalwahlgeset-
zes verlangen. 

8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von den Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre per-
sonenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist 

 
1 Name und Kontaktdaten der einreichenden Partei oder der einreichenden Wählergruppe sind einzutragen. 

noch Anlage 10  
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abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Löschung 
verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Zustimmung zu Ihrer Benennung in dem Wahlkreisvorschlag nicht zurückgenommen. 

9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von den Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlangen, 
wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Nach Ablauf der Frist für die Ein-
reichung der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen der §§ 23 und 23 a des Kommunalwahlwahlgesetzes ver-
langen. Durch einen Antrag auf Einschränkung der Verarbeitung wird Ihre Zustimmung zu Ihrer Benennung als Bewer-
ber in dem Wahlvorschlag nicht zurückgenommen. 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebenenfalls 
an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortli-
chen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen. 

noch Anlage 10  
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Anlage II 
(zu Artikel 1 Nr. 57) 

 
Anlage 10 a 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 9) 

Absichtserklärung  
der Bewerberin oder des Bewerbers zur Wahl des Ortsbeirats, Gemeinderats, 

Stadtrats, Verbandsgemeinderats, Kreistags oder Bezirkstags1  
im Fall der Unvereinbarkeit von Amt und Mandat 

Vor- und Familienname: 

Tag der Geburt: 

Staatsangehörigkeit: 

Straße, Hausnummer: 

Wohnort: 

Im Fall meiner Wahl in den Ortsbeirat, Gemeinderat, Stadtrat, Verbandsgemeinderat, Kreistag oder 

Bezirkstag1 beabsichtige ich, die nach den Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (KWG)2

vorliegende Unvereinbarkeit von Amt und Mandat durch folgende Handlungsweise zu beseitigen:  

� Ich werde aus dem Arbeits- oder Dienstverhältnis ausscheiden. 

� Ich werde auf das Mandat verzichten. 

Mir ist bekannt, dass die rechtlich nicht verbindliche Absichtserklärung mit dem Wahlvorschlag 

einzureichen ist3. Die Absichtserklärung oder die Verweigerung der Abgabe einer solchen Erklärung 

wird in der Bekanntmachung der zugelassenen Wahlvorschläge veröffentlicht4.  

Ort und Datum 

Unterschrift 

1 Nichtzutreffendes streichen.  
2 § 5 Abs. 1, § 53 in Verbindung mit § 5 Abs. 1, § 54 Abs. 1 Satz 1, § 55 Abs. 1 Satz 1 KWG.  
3 § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 KWG. Die Verpflichtung zur Abgabe der Absichtserklärung ergibt sich aus 

§ 19 Abs. 3, § 54 Abs. 1 Satz 2 oder § 55 Abs. 1 Satz 2 KWG.
4 § 24 Abs. 3 Satz 2 KWG. 

Anlage 10 a 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 9)



Versicherung an Eides statt 

für Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

als Bewerberinnen und Bewerber für die Wahl zur/zum Ortsbeirat - Gemeinderat - Stadtrat - 

Verbandsgemeinderat - Kreistag - Ortsvorsteherin/Ortsvorsteher - Ortsbürgermeisterin/ 

Ortsbürgermeister - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeister - Bürgermeisterin/ 

Bürgermeister - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeister - Landrätin/Landrat1 

der/des _______________________________ am __________________________ 

Familienname - ggf. auch Geburtsname - Vornamen 

Geschlecht 

Tag der Geburt 

Tag Monat Jahr 

Geburtsort: 

    

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 

Ich bin im Besitz eines Ausweis-Nummer:  

 gültigen Identitätsausweises ausgestellt am: von (ausstellende Behörde) 

 Reisepasses zuletzt verlängert am: von (ausstellende Behörde) 

Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt hingewiesen2, versichere ich gegenüber der Gemeinde-/ 

Stadt-/Verbandsgemeinde-/Kreisverwaltung1 an Eides statt: 

Ich besitze die Staatsangehörigkeit des folgenden Mitgliedstaates der Europäischen Union: 

 .......................................................................................... 

Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die von der Meldepflicht befreit und deshalb nicht gemeldet sind: 

Meine derzeitige Hauptwohnung befindet sich in3 (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort). 

 .......................................................................................... 

 .......................................................................................... 

seit .................4 

Ich habe meine Wählbarkeit im Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen Staatsangehörigkeit ich besitze, nicht verloren. 

_________________________________ ____________________________________________________ 

Ort, Datum Unterschrift (Vor- und Familienname) 

  

  

  

  

  

  



  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  



  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

 

________________ 

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Wer vor der Gemeinde-/Stadt-/Verbandsgemeinde-/Kreisverwaltung eine Versicherung an Eides statt falsch abgibt, kann nach den §§ 156 und 

163 des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden. 
3 Nur ausfüllen, wenn von der Meldepflicht befreit und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet, ansonsten streichen. 
4 Nicht auszufüllen von Bewerberinnen und Bewerbern für das Amt der/des hauptamtlichen Bürgermeisterin/Bürgermeisters/Landrätin/Landrats. 



 
2 

 

 

 

 

 

 

Anlage 12 

(zu § 25 Abs. 6 Nr. 3) 

 

Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung   
1

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Bescheinigung des Wahlrechts 

2
 

 
 

Frau/Herr 
1
: 

Familienname,  Vornamen: 

Tag der Geburt: 
 

Straße, Hausnummer: 
 

Postleitzahl, Wohnort: 
 

 

ist nach § 1 des Kommunalwahlgesetzes für die Wahl 
 

des Ortsbeirats - der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers des Ortsbezirks 1
 

 

3 
 

 
 
 

-  Gemeinderats  -  Stadtrats  -  Verbandsgemeinderats  -  Kreistags  -  Bezirkstags  - 
der  Ortsbürgermeisterin/des  Ortsbürgermeisters  -  der  Stadtbürgermeisterin/des 
Stadtbürgermeisters - der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters - der Oberbürgermeisterin/des 
Oberbürgermeisters - der Landrätin/des Landrats 

1
 

 
 
am wahlberechtigt. 

 
 
 

 
, den 

 
 

Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung  
1

 

 
 
 

(Dienstsiegel) 

 
I. A. 

 

 
 

1 
Nicht Zutreffendes streichen. 

2 
Das Wahlrecht darf nur einmal bescheinigt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvorschlag die 

erteilte Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
3 

Name des Ortsbezirks einsetzen. 
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Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 

 

 
 

Niederschrift über die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber  
 

Niederschrift über die ____________________________________________________________ 1  
zur Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber/der Bewerberinnen und Bewerber sowie der 
Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 der 
 
______________________________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________________________ 

(Name der Partei oder Wählergruppe)2          
 

für die Wahl des Ortsbeirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags – Be- 
zirkstags 2  
 
______________________________________________________________________________________ 
 (Name des Ortsbezirks - der Gemeinde - der Stadt - der Verbandsgemeinde - des Landkreises - des Bezirksverbands) 2 
 
am _______________ 
 
 

I. 
 
 

Der/Die ________________________________________________________________________ 
(einberufende Parteistelle oder vorsitzendes Mitglied der Wählergruppe) 2 

 
hat am _________________________________________ 
 
durch _________________________________________________________________________ 

(Form der Einladung) 
 

- zu einer Mitgliederversammlung der Partei/Wählergruppe 2 
- zu einer Versammlung der von wahlberechtigten Mitgliedern der Partei/Wählergruppe  

gewählten Vertreterinnen und Vertreter 2 
- zu einer Versammlung von Wahlberechtigten des Wahlgebiets 2 
      

auf heute    ,     Uhr, 

  

nach ______________________________________________________________________________  
 (Ort, Versammlungsraum) 

 
zum Zwecke der Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber/der Bewerberinnen und Bewerber sowie der 
Nachfolgerinnen und Nachfolger 2   für die oben bezeichnete Wahl eingeladen. 
 

 
 

II. 
 

Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 2 eröffnete um ________ Uhr die Versammlung. 
Erschienen waren _______3 wahlberechtigte Mitglieder - Vertreterinnen und Vertreter - 
Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer 2, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben. 
 
Die Versammlung wurde geleitet von   _______________________________________________ 
                                    (Familienname und Vornamen) 
 
Schriftführerin/Schriftführer 2 war        _______________________________________________ 
                    (Familienname und Vornamen) 

 
 
 

Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

III. 
 

Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 2 stellte fest, 
 
1. dass die Einladungen zur Versammlung satzungsmäßig form- und fristgerecht erfolgt sind - dass bei nicht 

mitgliedschaftlich organisierten Wählergruppen zur Versammlung nicht früher als 14 Tage und nicht später 
als drei Tage vor dem Versammlungstag öffentlich eingeladen worden ist 2, 

2. dass die Partei oder die mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppe 2 im Zeitpunkt der Einladung 
zur Versammlung gegründet war, 

3. dass die Vertreterinnen und Vertreter in Mitgliederversammlungen der Partei/Wählergruppe 2  im 
Wahlgebiet in der Zeit vom ____________ bis ____________ 

für die besondere Vertreterversammlung 2 

für die allgemeine Vertreterversammlung 2 

gewählt worden sind, 2 

4. dass die Wahlberechtigung/die Wahlberechtigung und Mitgliedschaft 2 aller Erschienenen, die Anspruch 
auf Stimmabgabe erhoben haben, festgestellt worden ist, 2 

5. dass auf die ausdrückliche Frage von keiner Versammlungsteilnehmerin und keinem Ver-
sammlungsteilnehmer die Wahlberechtigung/die Wahlberechtigung und die Mitgliedschaft 2 von Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben haben, angezweifelt wurde, 2 

6. dass jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer das Recht hat, Personen 
als Bewerberinnen oder Bewerber oder als Nachfolgerinnen oder Nachfolger 2 vorzuschlagen, 

7. dass den Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber sowie als Nachfolgerinnen oder 
Nachfolger 2 zur Wahl stellen, auf ihren Antrag hin Gelegenheit zu geben ist, sich und ihr Programm der 
Versammlung in gebotener Zusammenfassung vorzustellen, 

8. dass mit verdeckten Stimmzetteln über die Bewerberinnen sowie Bewerber und die Nachfolgerinnen und 
Nachfolger 2 sowie über ihre Reihenfolge einzeln 4 und geheim abzustimmen ist, 

9. dass nach der Satzung der Partei/Wählergruppe 2  

dass nach den allgemein für Wahlen der Partei/Wählergruppe geltenden Bestimmungen 2  

dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss 2  

als Bewerberin oder Bewerber oder als Nachfolgerin oder Nachfolger 2 gewählt ist, wer 5 

 

 

 

 

 
10. dass ein Antrag auf Mehrfachbenennung von Bewerberinnen oder Bewerbern nicht gestellt wurde 2, dass 

auf Antrag die Versammlung in geheimer Abstimmung folgende/keine Mehrfachbenen-
nung/Mehrfachbenennungen 2 beschlossen hat. (Bei Mehrfachbenennungen von Bewerberinnen und 
Bewerbern erscheinen die dreifach aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber zuerst und die doppelt 
aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber vor den übrigen Bewerberinnen und Bewerbern; die lfd. Nr. 
ist nur einmal bei der erstmaligen Namensnennung der Bewerberin oder des Bewerbers zu vergeben.)  

  
 Dreifachbenennung, lfd. Nr.: ________________________ 
 
 Zweifachbenennung, lfd. Nr.: ________________________ 

 
  

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)

 
III.
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

IV. 
 
Die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie der Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 sowie die Festlegung 
ihrer Reihenfolge wurde in der Weise durchgeführt, dass über die Bewerberinnen und Bewerber sowie die 
Nachfolgerinnen und Nachfolger 2  
 

1. lfd. Nr.           jeweils einzeln 

 

2. lfd. Nr.           durch verbundene Einzelwahl 

 
mit verdeckten Stimmzetteln geheim abgestimmt worden ist. Nach Schluss der Stimmabgabe wurden die 
Stimmen ausgezählt, die gewählten Bewerberinnen und Bewerber sowie ihre Nachfolgerinnen und 
Nachfolger 2 ermittelt und das Wahlergebnis bekannt gegeben.  
 
 
Folgende Bewerberinnen und Bewerber sowie Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 wurden in der 
nachstehenden Reihenfolge aufgestellt 6: 
 
 
 
 
 
 

 
Lfd. 
Nr. 

 

a) Familienname, Vornamen, Beruf oder Stand 
b) Geschlecht 
c) Tag der Geburt 
d) Staatsangehörigkeit 7 
e) Anschrift (Hauptwohnung) – Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 8 

 
1 9 

 

a) 
b) 
c) 
d) 
e) 

usw.  

 
Einwendungen gegen das Wahlergebnis wurden – nicht – erhoben, aber von der Versammlung 
zurückgewiesen 2. Über die Einzelheiten wurden erläuternde Niederschriften gefertigt, die als Anlage(n) 
Nr.  _____ bis _____ beigefügt sind. 2  

 
  

Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

V. 
 

Paritätsbezogene Angaben nach § 17 Abs. 4 Satz 4 KWG 
oder nach § 18 Abs. 2 Satz 5 KWG 10: 

 
 Frauen 

 

Männer 

 

Insgesamt 11, 12 

Zahl der wahlberechtigten Personen in der 
Versammlung: 11, 12 

   

Zahl der angetretenen  

Personen: 

1. Hälfte 13    

2. Hälfte 14     

Zahl der gewählten  

Personen: 

1. Hälfte 13     

2. Hälfte 14     

 
 
Die gewählten Bewerberinnen haben folgende Plätze erreicht:  
 
__________________________________. 
 
Die gewählten Bewerber haben folgende Plätze erreicht: 
 
__________________________________.  
 
  

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

 
VI. 

 
Die Versammlung beauftragte die Versammlungsleiterin/den Versammlungsleiter 2 sowie die an der 
Versammlung teilnehmenden  
 

    und     
                   (Familienname und Vornamen)                                                       (Familienname und Vornamen) 
 
die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass 

1. jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Versammlung das Recht 
hatte, Personen als Bewerberinnen oder Bewerber oder als Nachfolgerinnen oder Nachfolger 2 
vorzuschlagen, 

2. die Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber oder als Nachfolgerinnen oder Nachfolger 2 zur 
Wahl stellten, auf ihren Antrag hin Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in 
gebotener Zusammenfassung vorzustellen, 

3. die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie der Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 sowie die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag einzeln/durch verbundene Einzelwahl 2, 4 in geheimer 
Abstimmung erfolgt sind, 

4. die Festlegung der Mehrfachbenennungen in geheimer Abstimmung auf Antrag erfolgt ist/ein Antrag auf 
Mehrfachbenennungen nicht gestellt worden ist. 2 

 
 
Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 2      Die Schriftführerin/Der Schriftführer 2 
 
           
                                (Unterschrift)                                   (Unterschrift) 
 
 
Unterschriften 15 
von fünf wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmern  

(Familienname und Vorname) 
 

1.   2.    

3.   4.    

  5.    

  

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

VII. 
 

Versicherung an Eides statt 
 
Wir versichern der/dem Gemeinde-, Verbandsgemeinde-, Stadt-, Kreis-, Bezirkswahlleiterin/-wahlleiter, der 
Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung 2 an Eides statt, dass in der Mitglieder-, Vertreter-, 
Wahlberechtigtenversammlung 2 der 
 
______________________________________________________________________________________ 
 
______________________________________________________________________________________ 

(Name der Partei oder Wählergruppe) 2  
 

am   
 
die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber/der Bewerberinnen und Bewerber sowie der 
Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 sowie die Festlegung ihrer Reihenfolge und ihrer Mehrfachbenennungen 2 
im Wahlvorschlag für die Wahl des Ortsbeirats - Gemeinderats - Stadtrats - Verbandsgemeinderats - Kreistags 
- Bezirkstags 2  
 
________________________________________________________________________________ 16 
 
unter Beachtung folgender Grundsätze erfolgt ist: 

1. Jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Versammlung hatte das 
Recht, Personen als Bewerberinnen oder Bewerber oder als Nachfolgerinnen oder Nachfolger 2 
vorzuschlagen. 

2. Die Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber oder als Nachfolgerinnen oder Nachfolger 2 zur 
Wahl stellten, hatten auf ihren Antrag hin Gelegenheit, sich und ihr Programm der Versammlung in 
gebotener Zusammenfassung vorzustellen. 

3. Die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber sowie der Nachfolgerinnen und Nachfolger 2 sowie die 
Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag erfolgte einzeln/durch verbundene Einzelwahl 2, 4 in 
geheimer Abstimmung. 

4. Die Festlegung der Mehrfachbenennungen erfolgte in geheimer Abstimmung auf Antrag./ 
Ein Antrag auf Mehrfachbenennungen ist nicht gestellt worden. 2 

 
Es ist uns bekannt, dass nach § 156 des Strafgesetzbuches die falsche Abgabe einer Versicherung an Eides 
statt mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden kann. 
 
 
   , den       _________________ 
Die Versammlungsleiterin/ Der Versammlungs-   Die von der Versammlung zur Abgabe der eides- 
leiter 2                stattlichen Versicherung bestimmten zwei Personen                                               
    
    1.      
                              (Unterschrift)              (Unterschrift) 

    2.     
                                       (Unterschrift) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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noch Anlage 13 
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4) 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

1 „Mitgliederversammlung“ oder „Vertreterversammlung“, bei nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählergruppen „Wahlberechtigten-
versammlung“ einsetzen. 

2 Nicht Zutreffendes streichen. 
3 Zahl der wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer einsetzen. Es empfiehlt sich, eine 

Anwesenheitsliste mit Familienname, Vorname und Anschrift jeder Teilnehmerin und jedes Teilnehmers zu führen. 
4 Die Bewerberinnen und Bewerber sowie die Nachfolgerinnen und Nachfolger und ihre Reihenfolge können gemäß § 17 Abs. 2 Satz 1 

Halbsatz 2 des Kommunalwahlgesetzes auch durch verbundene Einzelwahl bestimmt werden. Eine verbundene Einzelwahl ist eine 
Wahl, bei der mehrere Personen in einem Wahlgang, aber jeweils einzeln (selbständig) gewählt werden. 

5 Wahlverfahren (z. B. einfache oder absolute Mehrheit) angeben. 
6 Der Vordruck für die Aufstellung der Bewerberinnen und Bewerber sowie der Nachfolgerinnen und Nachfolger ist drucktechnisch so 

gestaltet, dass die Eintragungen deckungsgleich mit den Eintragungen des Vordrucks „Wahlvorschlag“ vorgenommen werden können. 
Die Bewerberinnen und Bewerber sowie die Nachfolgerinnen und Nachfolger können unter Verwendung des nachstehenden Schemas 
auch in einer Anlage aufgeführt werden. 

7 Im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag entfällt diese Angabe. 
8 Angabe der Postleitzahl und des Wohnortes kann im Wahlvorschlag für die Wahl zum Ortsbeirat/Gemeinderat/Stadtrat entfallen.  
9 Sind im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag Nachfolgerinnen und Nachfolger benannt, so sind die entsprechenden lfd. Nr. in 

Buchstaben a und b zu gliedern; außerdem sind unter den Familiennamen die Worte „als Bewerber(in)“ oder „als Nachfolger(in)“ zu 
setzen. 

10 Im Wahlvorschlag für die Wahl zum Bezirkstag entfallen die paritätsbezogenen Angaben (§ 56 Abs. 4 Satz 1 KWG). 
11 Wahlberechtigte Personen in der Versammlung sind die erschienenen wahlberechtigten Mitglieder, die Vertreterinnen und Vertreter 

oder die Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer. 
12 Die Zahl der wahlberechtigten Personen in der Versammlung muss mit der entsprechenden Angabe in Abschnitt II Satz 1  
   übereinstimmen. 
13 Paritätsbezogene Angaben gemäß § 73 Abs. 1 Satz 3 KWG in Hinblick auf die erste Hälfte der für die Vertretungskörperschaft zu  
    vergebenden Plätze. 
14 Paritätsbezogene Angaben gemäß § 73 Abs. 1 Satz 3 KWG in Hinblick auf die zweite Hälfte der für die Vertretungskörperschaft zu 

vergebenden Plätze. 
15 Gilt nur für nicht mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen. 
16 Name des Wahlgebiets einsetzen. 

noch Anlage 13  
(zu § 25 Abs. 6 Nr. 4)
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Anlage 14 
(zu § 26 Abs. 1) 
 

 

Unterschriftenliste zum Wahlvorschlag                                             Blatt Nr. _____ 

der Partei/Wählergruppe 1         2        
 

für die Wahl zum          3 

           
 

am ____.____. _____  
 

I. 
Unterstützungsunterschriften wahlberechtigter Personen 
 

 

 

 

 

 

 

 
Lfd. 
Nr. 

Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, 
Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 4 

 

Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift  ausfüllen! 

 
Unterschrift 

 
Datum der Unterschrift 

 
1 

 
 
 
 
 

 
 
 

____. ____ . ______ 
 

 
2 

usw. 

 
 
 
 

 
 
 
 

 
II. 

 
Bescheinigung der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1, 5  
 
Die unter lfd. Nr.                                                  aufgeführten Unterzeichnerinnen und Unterzeichner sind für 

die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsbezirks 
                                                                                                                                                                                                                               6 
 
 

- Gemeinderat - Stadtrat - Verbandsgemeinderat - Kreistag - Bezirkstag 1 nach § 1 KWG wahlberechtigt. 
 

                                                                                                                  , den     
 
 

                             (Dienstsiegel) 
                                                                                                                                           (Unterschrift) 

Datenschutzhinweise auf der Folgeseite!

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Kennwort und Kurzbezeichnung, sofern diese verwendet wird, des Wahlvorschlags einsetzen. 
3 Vertretungsorgan wie bei Wahlvorschlag einsetzen.  
4 Angabe der Postleitzahl und des Wohnorts kann im Wahlvorschlag für die Wahl zum Ortsbeirat/Gemeinderat/Stadtrat entfallen. 
5 Das Wahlrecht darf nur einmal bescheinigt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvorschlag die erteilte    
   Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
6 Name des Ortsbezirks einsetzen. 

 

Wichtige Hinweise: 
 

Der Wahlvorschlag muss vor seiner Einreichung durch eine Mindestzahl von Wahlberechtigten eigenhändig un-
terschrieben werden, soweit die Wahlvorschlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 des Kommunalwahlgesetzes 
(KWG) davon befreit sind. Die Mindestzahl der Unterstützungsunterschriften ergibt sich aus der Bekanntma-
chung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters. Für jede Wahl darf jeweils nur ein Wahlvorschlag unterschrieben 
werden. 
 
 

Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass die erforderlichen Unterschriften rechtzeitig geleistet 
werden. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können Unterstützungsunterschriften nicht mehr nachgeholt werden. 
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Datenschutzinformationen 
zu Unterstützungsunterschriften 

Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 
1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die nach dem Kommunalwahlgesetz 

(§ 16 Abs. 2, § 53 in Verbindung mit § 16 Abs. 2, § 55 Abs. 4, § 56 Abs. 4 Satz 3) erforderliche 
Mindestzahl von Unterstützungsunterschriften für den einzureichenden Wahlvorschlag nachzuwei-
sen. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesda-
tenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richt-
linie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§§ 16 bis 18, 23, § 53 in Ver-
bindung mit den §§ 16 bis 18, 23, § 54 Abs. 4, § 55 Abs. 4, § 56 Abs. 4 Satz 3) und der Kommunal-
wahlordnung (§§ 25 bis 27, 29). 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunter-
schrift für den Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personen-
bezogenen Daten ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder sammelnde Wähler-
gruppe (§ 15 Abs. 1 Satz 1, § 53 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalwahlgesetzes)1: 

 
_____________________________________________________________________________. 

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften ist die zuständige Wahlleiterin oder der zustän-
dige Wahlleiter für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich. 

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahl-
rechtsbescheinigung ist die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung, bei der Sie mit 
Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der zuständige Wahlausschuss, der über den einge-
reichten Wahlvorschlag entscheidet. 

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche 
Stellen sein, wenn die Auskunft über Unterstützungsunterschriften zur Durchführung der Wahl oder 
eines Wahlprüfungsverfahrens erforderlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 2 der 
Kommunalwahlordnung. Ihre Unterstützungsunterschrift gehört zu den Wahlunterlagen, die nach 
Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl zu vernichten sind, wenn nicht die zuständige Aufsichtsbe-
hörde mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie 
für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Straftat von Bedeutung sein können. 

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundver-
ordnung können Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Da-
ten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundver-
ordnung können Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten 
verlangen. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundver-
ordnung können Sie von dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezoge-
nen Daten verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet 
wurden nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen 
Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Löschung verpflichtet ist. 
Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

  

 
1 Name und Kontaktdaten der sammelnden Partei oder der sammelnden Wählergruppe sind einzutragen. 

noch Anlage 14  
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9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundver-
ordnung können Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbei-
tung verlangen, soweit Ihre personenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, 
nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. 
Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlangen, wenn Sie der Auffassung 
sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Einschränkung der 
Verarbeitung wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für 
den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz;  
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebenenfalls an die Datenschutzbeauftragte oder den 
Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortlichen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landes-
wahlleiters unter www.wahlen.rlp.de ansehen. 

 

noch Anlage 14  
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Anlage 15 
(zu § 30 Abs. 5 Satz 1) 
 

 

 
Bekanntmachung über die Durchführung der Mehrheitswahl 

zum Gemeinderat/Ortsbeirat 1, 2 
 
 
 

I. 
 
Die Wahl zum Gemeinderat/Ortsbeirat 1 wird nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl ohne Bindung an vor-
geschlagene Bewerberinnen und Bewerber und 3 ohne das Recht der Stimmenhäufung (kumulieren) durch-
geführt (§ 22 des Kommunalwahlgesetzes - KWG -).  
 
Männer und Frauen sind gleichberechtigt (Artikel 3 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes). Im Gemeinderat/Orts-
beirat 1 waren zwei Monate vor der Wahl ______ Frauen und ______ Männer vertreten. 
 
 
 

II.  
 
Der Wahlausschuss hat in seiner Sitzung am ____________________ den von der Partei/Wählergruppe 1 
___________________________________________ 4 eingereichten Wahlvorschlag für die Wahl zum Ge-
meinderat/Ortsbeirat 1 mit folgenden Bewerberinnen und Bewerbern zugelassen: 5 
Aufgrund dieses Wahlvorschlags wird ein amtlicher Stimmzettel hergestellt, auf dem höchstens die andert-
halbfache Zahl von Bewerberinnen und Bewerbern aufgeführt ist, wie Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 
zu wählen sind. Der Stimmzettel enthält zusätzlich Raum zur Eintragung anderer wählbarer Personen. 
 
Es wird unter Beachtung der nachstehenden Bestimmungen gewählt: 
 
1.  Die Wählerinnen und Wähler haben so viele Stimmen, wie Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 zu wäh-

len sind (§ 33 Abs. 1 KWG). 
 
2.  Die Wählerinnen und Wähler vergeben ihre Stimmen durch Ankreuzen oder eine andere eindeutige Kenn-

zeichnung der auf dem Stimmzettel aufgeführten Bewerberinnen und Bewerber, die sie wählen wollen (§ 33 
Abs. 2 Satz 1 KWG).  

 
3.  Die Wählerinnen und Wähler können den Wahlvorschlag durch eindeutige Kennzeichnung des Stimmzet-

tels (Listenstimme) unverändert annehmen (§ 33 Abs. 2 Satz 2 KWG). In diesem Fall wird so vielen auf 
dem Stimmzettel aufgeführten Bewerberinnen und Bewerbern von oben nach unten eine Stimme zugeteilt, 
wie Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 zu wählen sind. 

 
4.  Die Wählerinnen und Wähler können auf dem Stimmzettel andere wählbare Personen eintragen und auch 

Bewerberinnen und Bewerber streichen (§ 33 Abs. 2 Satz 3 KWG).  
 
5.  Die Wählerinnen und Wähler können einzelne Stimmen Bewerberinnen und Bewerbern geben und zusätz-

lich den Wahlvorschlag kennzeichnen. Die Kennzeichnung des Wahlvorschlags gilt als Vergabe der nicht 
ausgeschöpften Stimmen. In diesem Fall wird jeder Bewerberin und jedem Bewerber des Wahlvorschlags 
von oben nach unten mit Ausnahme der vom Wähler bereits gekennzeichneten, gestrichenen oder einge-
tragenen Personen eine Stimme zugeteilt (§ 38 Abs. 3 KWG). 

 
6. Eintragungen sind in lesbarer Schrift unter Angabe von Name und, soweit zur Personenkennzeichnung 

erforderlich, weiterer eindeutig zuordnender personenbezogener Daten, wie Vorname, Beruf, Wohnung 
oder Alter, der wählbaren Person vorzunehmen (§ 33 Abs. 2 Satz 4 KWG). 
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III.  
 
Da kein Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe zugelassen worden ist, wird ein amtlicher leerer 
Stimmzettel hergestellt, der entsprechend Raum zur Eintragung so vieler wählbarer Personen enthält, wie 
Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 zu wählen sind.  
 
Es wird unter Beachtung der nachstehenden Bestimmungen gewählt: 
 
1. Die Wählerinnen und Wähler haben so viele Stimmen, wie Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 zu wäh-

len sind (§ 33 Abs. 1 KWG). 
 
2. Die Wählerinnen und Wähler vergeben ihre Stimmen durch Eintragung höchstens so vieler wählbarer Per-

sonen auf dem Stimmzettel, wie Gemeinderats-/Ortsbeiratsmitglieder 1 zu wählen sind (§ 33 Abs. 3 Satz 1 
KWG).  

 
3. Eintragungen sind in lesbarer Schrift unter Angabe von Name und, soweit zur Personenkennzeichnung 

erforderlich, weiterer eindeutig zuordnender personenbezogener Daten, wie Vorname, Beruf, Wohnung 
oder Alter, der wählbaren Person vorzunehmen (§ 33 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 Satz 2 KWG). 

 
 
 

IV. 
 
Die Wählerinnen und Wähler können nur einmal und nur persönlich ihr Stimmrecht ausüben (§ 3 Abs. 1 Satz 2 
KWG).  
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in 
der Lage sind, den Stimmzettel zu kennzeichnen, zu falten oder in die Wahlurne zu legen, können sich einer 
Hilfsperson bedienen (§ 32 Abs. 3 und § 33 Abs. 4 KWG); die Möglichkeit der Briefwahl bleibt unberührt. Die 
Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers zu kennzeichnen. 
Sie muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie 
bei der Hilfeleistung von der Wahl eines anderen erhält. 
 
Nach Betreten des Wahlraums erhält die Wählerin oder der Wähler einen Stimmzettel für die Mehrheitswahl. 
Bei der Mehrheitswahl ohne Wahlvorschlag erhält die Wählerin oder der Wähler den amtlichen Stimmzettel 
nur dann, wenn sie oder er es wünscht. Sodann begibt sie oder er sich in die Wahlkabine und wählt. Die 
Wählerinnen und Wähler falten in der Wahlkabine ihren Stimmzettel so, dass bei der Stimmabgabe andere 
Personen nicht erkennen können, wie sie gewählt haben, und legen den Stimmzettel in die Wahlurne, sobald 
die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher dies gestattet (§ 32 Abs. 2 und § 33 Abs. 4 KWG). 
 
 
______________________________________, den ____________________ 
 
 
 

Gemeindewahlleiterin/Gemeindewahlleiter 1 
 
 

                                                                                                       ___________________________________ 
 
 
 
 

 
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Muster der Bekanntmachung. Ist kein Wahlvorschlag zugelassen worden, entfällt Abschnitt II. Ist ein Wahlvorschlag zugelassen wor-

den, entfällt Abschnitt III. 
3 Die Worte „ohne Bindung an vorgeschlagene Bewerberinnen und Bewerber und" streichen, wenn kein Wahlvorschlag zugelassen ist. 
4 Kennwort und Kurzbezeichnung, sofern diese verwendet wird, einsetzen. 
5 Die im Wahlvorschlag benannten Bewerberinnen und Bewerber mit Familiennamen, Vornamen, Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsan-

gehörigkeit, Beruf oder Stand und Wohnort mit Postleitzahl in nummerierter Reihenfolge gemäß § 30 Abs. 5 KWO aufführen. 
 

noch Anlage 15 
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Anlage 17 
(zu § 32 Abs. 1) 

Mindestgröße: Format DIN A 4 
 

Stimmzettel für die Wahl zum 
Bezirkstag des Bezirksverbands Pfalz 

am ________________________ 

Sie haben eine Stimme  
Keine Namen von Bewerberinnen und Bewerbern ankreuzen! 
 

____________ 
 
1 Gemäß § 25 Abs. 3 Satz 1 KWO muss der Wahlvorschlag einer Partei als Kennwort den satzungsmäßigen Namen der Partei tragen; 

sofern die Partei eine Kurzbezeichnung verwendet, hat deren Wahlvorschlag auch diese zu enthalten.  
2 Zusätzlich kann ein eingetragener Ordens- oder Künstlername (§ 5 Abs. 2 Nr. 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 

des Paßgesetzes) angegeben werden.  
3 Wählergruppen tragen als Kennwort in Verbindung mit dem Wort „Wählergruppe“ den Namen der zuerst aufgeführten Bewerberin oder 

des zuerst aufgeführten Bewerbers. Eine im Vereinsregister eingetragene Wählergruppe kann als Kennwort den eingetragenen Namen 
führen; der Name einer Partei oder deren Kurzbezeichnung darf nicht verwendet werden. Sofern die Wählergruppe eine 
Kurzbezeichnung verwendet hat, hat deren Wahlvorschlag auch diese zu enthalten. 

 
 

 

1 

Partei A 1 
Dr. Schultz, Anna2, Prokuristin, 
76863 Herxheimweyher 
Braun, Peter, Landwirt, 
76857 Gossersweiler-Stein 
Meckes, Ferdinand, Oberstudienrat, 
66957 Trulben 
Schultheis, Gerda, Theologin,  
67346 Speyer 
Krill, Maria, Kauffrau, 
67304 Kerzenheim 

 

A 1 

 

 

2 

Partei B 1 
Geier, Hubert, Angestellter, 
67454 Haßloch 
Dr. Häfner, Frieda, prakt. Ärztin, 
67269 Grünstadt 
Geißler, Gertrud, Dipl. Pädagogin, 
67659 Kaiserslautern 
Matt, Vincenz, Lehrer, 
66901 Schönenberg-Kübelberg 
Zimmerqualm, Hubert, Rechtsanwalt, 
66894 Wiesbach 

 

B 1 

 

 

3 

Partei C 1 
Müllberger, Heinz, Fabrikant, 
67691 Hochspeyer 
Dr. Rieth, Annemarie, Oberregierungsrätin, 
66879 Reichenbach-Steegen 
Kinzelbach, Ursula, Heizungsmonteurin, 
67229 Gerolsheim 
Weiß, Peter, Fleischermeister, 
66955 Pirmasens 
Weizenbauer, Ulrich, Biologe, 
67146 Deidesheim 

 

C 1 

 

 

4 

Wählergruppe Böhme 3 
Böhme, Andrea, Kauffrau, 
76726 Germersheim 
Dr. Foohs, Ludwig, Vizepräsident, 
66981 Münchweiler an der Rodalb 
Koehl, Jutta, Forstdirektorin, 
66877 Ramstein-Miesenbach 
Bettinger, Wilhelmine, Bauingenieurin, 
66978 Donsieders 
Moser, Hans, Glasermeister, 
67346 Speyer 

 

D 3 

 

Anlage 17  
(zu § 32 Abs. 1)

Mindestgröße: Format DIN A 4



(zu § 33 Abs. 1 Satz 3) 
Mindestgröße: Format DIN A 4 

Amtlicher Stimmzettel  
für die Mehrheitswahl zum Ortsbeirat/Gemeinderat 1 

 des Ortsbezirks/der Gemeinde 1 __________________________  

 am _________________________________________________  
 
 

                                                 
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Die Zahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmitglieder einsetzen. 
3 Die letzte Nummer muss mit der Zahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmitglieder übereinstimmen. 

 

 
Sie dürfen höchstens __ 2 Personen wählen! 

Stimmenhäufung (Kumulieren) ist nicht zugelassen! 
 
 
Sie vergeben Ihre Stimmen wie folgt: 
 
Tragen Sie wählbare Personen mit Namen und, soweit zur Personenkennzeichnung erforderlich, weiteren 
eindeutig zuordnenden personenbezogenen Daten wie Vornamen, Beruf, Wohnung oder Alter ein. 
 

Bitte machen Sie Ihre Angaben in lesbarer Schrift! 
 
 

 
 

 

1.  

2.  

3.  

4.  

5.  

6.  

  

  

  

usw. 3  

Mindestgröße: Format DIN A 4
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Anlage 19 
(zu § 33 Abs. 1 Satz 3) 
Mindestgröße: Format DIN A 4 

Amtlicher Stimmzettel  
für die Mehrheitswahl zum Ortsbeirat/Gemeinderat 1 

 des Ortsbezirks/der Gemeinde 1 __________________________  

 am _________________________________________________  
 

 

Sie dürfen höchstens __ 2 Personen wählen! 
Stimmenhäufung (Kumulieren) ist nicht zugelassen! 

 
Sie können Ihre Stimmen wie folgt abgeben: 
 Sie können Ihre Stimmen durch ein Kreuz V oder eine andere eindeutige Kennzeichnung im  
 Stimmabgabefeld der Personen, die Sie wählen wollen, vergeben. 
oder 
  Sie können, wenn Sie nicht alle __ 2 Stimmen einzeln vergeben wollen, zusätzlich den 

 Wahlvorschlag in der Kopfleiste ankreuzen V mit der Folge, dass die restlichen Stimmen den 
 Bewerberinnen und Bewerbern in der Reihenfolge des Wahlvorschlags von oben nach unten 
 zugutekommen, bis die Anzahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmitglieder 1 erreicht 
 ist; bereits im Stimmabgabefeld angekreuzten oder auf andere Weise gekennzeichneten 
 Bewerberinnen und Bewerbern wird keine Stimme zugeteilt.  

oder 
 Sie können den Wahlvorschlag durch ein Kreuz V oder eine andere eindeutige Kennzeichnung  
 des Stimmzettels in der Kopfleiste � auch unverändert annehmen, mit der Folge, dass jeder  
 Bewerberin und jedem Bewerber in der Reihenfolge des Wahlvorschlags von oben nach unten 
 eine Stimme zugeteilt wird, bis die Anzahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmit-
 glieder 1 erreicht ist. 

 
Sie können aufgeführte Bewerberinnen und Bewerber auch streichen.  
 
Der Stimmzettel enthält Raum zur Eintragung anderer wählbarer Personen. Wenn Sie von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen und Bewerberinnen und Bewerber im Stimmabgabefeld kennzeichnen, 
dürfen Sie auch in diesem Fall insgesamt höchstens ____ 2 Personen wählen. Tragen Sie dabei Namen 
und, soweit zur Personenkennzeichnung erforderlich, weitere eindeutig zuordnende personenbezogene 
Daten, wie Vornamen, Beruf, Wohnung oder Alter ein. 
 

Bitte machen Sie Ihre Angaben in lesbarer Schrift! 
 

Kennwort: ______________________________________________ 3  

Kennwort: ____________________________________ 

O 
1. Wagner, Alfred 4, Rechtsanwalt   O 
2. Schrick, Sabine, Schriftstellerin   O 

3. Braun, Agnes, Erzieherin   O 

4. Dr. Speth, Sophia, Zahnärztin   O 

5. Töniges, Peter, Kaufmann   O 

6. Schuck, Franz, Winzer   O 

usw. 5  O 

   
   
   

usw. 6    
 

 
1 Nichtzutreffendes streichen. 
2 Die Zahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmitglieder einsetzen. 
3 Das Kennwort des Wahlvorschlags einsetzen. 
4 Zusätzlich kann ein eingetragener Ordens- oder Künstlername (§ 5 Abs. 2 Nr. 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 
  des Paßgesetzes) angegeben werden. Zudem können zur besseren Unterscheidung der Bewerberinnen und Bewerber deren 
  Geburtsjahr angegeben werden. 
5 Die Bewerberinnen und Bewerber des zugelassenen Wahlvorschlags bis zur zulässigen Höchstzahl aufführen. 
6 Die Anzahl der leeren Zeilen muss mit der Zahl der zu wählenden Ortsbeirats-/Gemeinderatsmitglieder übereinstimmen. 

Anlage 19 
(zu § 33 Abs. 1 Satz 3)
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Anlage 21 
(zu § 42 Abs. 2 und § 76 Abs. 1 Satz 2) 

 

 
Wahlbekanntmachung 

 
der Kreisverwaltung __________________________________________________________________ 
 
 

I. 
 
Am Sonntag, dem _______________________, finden die Wahlen zu den Ortsbeiräten, Gemeinderäten, 
Stadträten, Verbandsgemeinderäten und zum Kreistag 1 sowie zum Bezirkstag 2 statt. Gleichzeitig werden in 
den Ortsgemeinden die Wahlen der ehrenamtlichen Ortsbürgermeisterinnen/Ortsbürgermeister/Stadtbürger-
meisterinnen/Stadtbürgermeister und in den Ortsbezirken die Wahlen der Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher 1 
durchgeführt. 
 
Die Wahlhandlung dauert von 8 bis 18 Uhr. 
 

II. 
 
Wahlberechtigte können nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie 
eingetragen sind. In der Wahlbenachrichtigung sind Stimmbezirk und Wahlraum angegeben. Zur Wahl soll die 
Wahlbenachrichtigung mitgebracht und der Personalausweis, bei Besitz der Staatsangehörigkeit eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen Union ein gültiger Pass oder Passersatz, bereitgehalten werden. 
 

III. 
 
Die Wahl zum Kreistag, die Wahlen zu den Verbandsgemeinderäten und die Wahlen zu den Ortsbeiräten und 
zu den Gemeinderäten und Stadträten werden, sofern sie nicht als Mehrheitswahlen (siehe Abschnitt VII) 
stattfinden, nach den Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl durchgeführt. Die Wählerinnen und 
Wähler erhalten im Wahlraum nach Feststellung ihres Wahlrechts je einen Stimmzettel für jede Wahl, zu der 
sie wahlberechtigt sind. 
 
Jeder Stimmzettel enthält für jeden zugelassenen Wahlvorschlag eine Spalte, in deren Kopfleiste die Listen-
nummer und das Kennwort der Partei oder Wählergruppe angegeben ist; darunter folgen unter fortlaufenden 
Nummern die Familiennamen und Vornamen der von der Partei oder Wählergruppe aufgestellten Bewerbe-
rinnen und Bewerber. 
 
Es wird unter Beachtung der nachstehenden Bestimmungen gewählt: 
 
1. Die Wählerinnen und Wähler haben so viele Stimmen, wie Mitglieder des Ortsbeirats/Gemeinderats/ 

Stadtrats/Verbandsgemeinderats/Kreistags 1 zu wählen sind (§ 32 Abs. 1 Nr. 1 des Kommunalwahlgeset-
zes - KWG -). 

2. Die Wählerinnen und Wähler können ihre Stimmen nur Bewerberinnen und Bewerbern geben, deren Na-
men im Stimmzettel aufgeführt sind (§ 32 Abs. 1 Nr. 2 KWG). 

3. Die Wählerinnen und Wähler können innerhalb der ihnen zustehenden Stimmenzahl einer Bewerberin 
oder einem Bewerber bis zu drei Stimmen geben (kumulieren) (§ 32 Abs. 1 Nr. 3 KWG). 

4. Die Wählerinnen und Wähler können ihre Stimmen innerhalb der ihnen zustehenden Stimmenzahl  
Bewerberinnen und Bewerbern aus verschiedenen Wahlvorschlägen geben (panaschieren) (§ 32 Abs. 1 
Nr. 4 KWG). 

5. Die Wählerinnen und Wähler vergeben ihre Stimmen durch Ankreuzen oder eine andere eindeutige Kenn-
zeichnung (§ 32 Abs. 1 Nr. 5 KWG). 

6. Die Wählerinnen und Wähler können durch Kennzeichnung eines Wahlvorschlags diesen unverändert 
annehmen (Listenstimme). In diesem Fall wird jeder auf dem Stimmzettel aufgeführten Bewerberin und 
jedem auf dem Stimmzettel aufgeführten Bewerber in der Reihenfolge des Wahlvorschlags von oben nach 
unten eine Stimme zugeteilt. Bei Mehrfachbenennungen erhalten dreifach aufgeführte Bewerberinnen und 
Bewerber drei Stimmen, doppelt aufgeführte Bewerberinnen und Bewerber zwei Stimmen (§ 32 Abs. 1 
Nr. 6 KWG). 

7. Die Wählerinnen und Wähler können einzelne Stimmen Bewerberinnen und Bewerbern geben und zu-
sätzlich einen Wahlvorschlag kennzeichnen. Die Kennzeichnung des Wahlvorschlags gilt als Vergabe der 
nicht ausgeschöpften Stimmen. In diesem Fall wird jeder Bewerberin und jedem Bewerber in der Reihen-
folge des Wahlvorschlags von oben nach unten mit Ausnahme der von der Wählerin oder dem Wähler 
bereits mit der zulässigen Höchstzahl (§ 32 Abs. 1 Nr. 3 KWG) gekennzeichneten Bewerberinnen und 
Bewerber eine Stimme zugeteilt. Bei der Zuteilung sind Mehrfachbenennungen zu berücksichtigen (§ 37 

Anlage 21  
(zu § 42 Abs. 2 und § 76 Abs. 1 Satz 2)
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noch Anlage 21 
(zu § 42 Abs. 2 und § 76 Abs. 1 Satz 2) 

 

 

Abs. 6 KWG). Bewerberinnen und Bewerbern, deren Namen von der Wählerin oder dem Wähler gestri-
chen wurden, werden keine Stimmen zugeteilt (§ 37 Abs. 1 Nr. 4 KWG). 

 
IV. 2 

 
Im Gebiet des Bezirksverbands Pfalz erhalten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel für die Wahl 
zum Bezirkstag. 
 
Der Stimmzettel für die Bezirkstagswahl enthält unter Listennummern das Kennwort der Partei oder Wähler-
gruppe sowie die Namen und weitere Personalangaben der ersten fünf Bewerberinnen und Bewerber jeden 
Wahlvorschlags. 
 
Die Wählerinnen und Wähler haben nur eine Listenstimme zur Kennzeichnung des Wahlvorschlags, den sie 
wählen wollen. Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Listenstimme in der Weise ab, dass sie durch ein in 
einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welchem Wahlvorschlag sie 
ihre Stimme geben wollen. 

V. 
 
In den Ortsgemeinden werden die ehrenamtlichen Ortsbürgermeisterinnen/Ortsbürgermeister/Stadtbürger-
meisterinnen/Stadtbürgermeister und in den Ortsbezirken die Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher gewählt. 
 
Sind zur Wahl mehrere Wahlvorschläge zugelassen, erhalten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel, 
in dem unter Angabe des jeweiligen Kennworts die Bewerberinnen und Bewerber mit Familiennamen, Vorna-
men, Beruf oder Stand und des Wohnorts mit Postleitzahl aufgeführt sind. Die Wählerinnen und Wähler haben 
eine Stimme. Sie geben sie in der Weise ab, dass sie durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere 
Weise eindeutig kenntlich machen, welcher Bewerberin oder welchem Bewerber sie ihre Stimme geben wol-
len. 
 
Erhält bei der Wahl keine Bewerberin und kein Bewerber mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen, findet 
 

eine Stichwahl am Sonntag, dem _________________, von 8 bis 18 Uhr statt. 
 
In den Ortsgemeinden und Ortsbezirken, in denen nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden ist, er-
halten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel, in dem sich neben dem Namen der Bewerberin oder 
des Bewerbers ein Kreis für die „Ja“-Stimme und daneben ein Kreis für die „Nein“-Stimme befinden. Die Wäh-
lerinnen und Wähler geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie durch ein in einen der beiden Kreise ge-
setztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, ob sie mit „Ja“ oder mit „Nein“ abstimmen. 
 
Erhält die Bewerberin oder der Bewerber bei der Wahl nicht die erforderliche Mehrheit an „Ja“-Stimmen, wird 
nach öffentlicher Aufforderung zum Einreichen neuer Wahlvorschläge die Wahl wiederholt. Den Tag der Wie-
derholungswahl setzt für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen/Bürgermeister die Kreisverwaltung, 
für die Wahl der Ortsvorsteherinnen/Ortsvorsteher der Gemeinderat oder Stadtrat fest. 3 
 

VI. 
 
Die Wählerinnen und Wähler falten in der Wahlkabine den Stimmzettel für jede Wahl so, dass bei der Stimm-
abgabe andere Personen nicht erkennen können, wie sie gewählt haben und legen den oder die Stimmzettel 
in die Wahlurne, sobald die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher dies gestattet. 
 

VII. 
 
In Gemeinden, in denen der Gemeinderat oder ein Ortsbeirat nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl ge-
wählt wird, geben die Wählerinnen und Wähler entsprechend den Hinweisen in der öffentlichen Bekanntma-
chung der zuständigen Wahlleiterin oder des zuständigen Wahlleiters über die Durchführung der Mehrheits-
wahl ihre Stimmen ab. 
  

noch Anlage 21  
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VIII. 

 
Wählerinnen und Wähler, die durch Briefwahl wählen wollen, können noch bis 
 

Freitag, den _______________________ 4, 18 Uhr, 
 
bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantra-
gen. Im Falle einer nachweislichen plötzlichen Erkrankung, bei der ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich ist, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, ge-
stellt werden. Diese Antragsfrist gilt auch für nicht im Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte, wenn 
sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden nicht rechtzeitig Einwendungen gegen das Wählerverzeichnis 
erhoben haben oder über ihre Einwendungen erst nach Abschluss des Wählerverzeichnisses entschieden 
wird, oder wenn die Voraussetzungen für ihre Eintragung erst nach dem _____________________ 5 einge-
treten sind oder noch eintreten. 
 
Der Wahlbrief kann an die auf dem Wahlbriefumschlag angegebene Stelle übersandt oder dort abgegeben 
werden, er kann auch am Wahltag in dem angegebenen Wahlraum bis 18 Uhr beim Wahlvorstand abgegeben 
werden. 
 

IX. 
 

Jede oder jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht nur einmal und persönlich ausüben. Die Aus-
übung des Wahlrechts durch eine Vertreterin oder durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist 
unzulässig (§ 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG). 
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in 
der Lage sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person be-
dienen. Die Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers zu 
kennzeichnen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche 
der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben 
und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfestellung von der Wahl eines ande-
ren erhält. 
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen 
zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahl-
entscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des 
Strafgesetzbuches). 

 
X. 

 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebnisses sind öffentlich. 
 
 
 
____________________________________, den ____________________________ 
 
 
       Kreisverwaltung ____________________________ 
 
        
 

_________________________________________ 
          (Unterschrift) 

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Gilt nur für das Gebiet des Bezirksverbands Pfalz. 
3 Vgl. § 60 Abs. 2 Satz 1 KWG. 
4 Datum des 2. Tages vor der Wahl einsetzen. 
5 Datum des 16. Tages vor der Wahl einsetzen. 

noch Anlage 21  
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(zu § 74 Abs. 2) 

 

 

An 
________________________________________  1

________________________________________ 

in ______________________________________ 

Wahlvorschlag  
für die Wahl der/des  
Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/ 
Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - 
Landrätin/Landrats  2

 
am  

I. 
 
Gemäß Versammlungsbeschluss - gemeinsamen Versammlungsbeschluss 2 vom  
 
wird benannt von 

  

                                 Name(n) der Partei(en) und/oder Wählergruppe(n)2 

als gemeinsame2 Bewerberin2 / als gemeinsamer2 Bewerber2 – Ich bewerbe mich als Einzelbewerberin/Ein-
zelbewerber , 2 für die Wahl der/des  3

Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/ 
Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - 
Landrätin/Landrats 2 
 
der/des 

                                                                                  (Ortsbezirk – Gemeinde – Stadt – Verbandsgemeinde – Landkreis) 2 
 

Familienname, Vornamen  

Tag der Geburt 
 

Staatsangehörigkeit 
 

Beruf oder Stand 

Straße, Hausnummer 

Postleitzahl, Wohnort  

Der Wahlvorschlag ist möglichst frühzeitig bei der zuständigen Wahlleiterin oder dem zuständigen 
Wahlleiter oder bei der zuständigen Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung einzurei-
chen. Die Einreichungsfrist läuft am 48. Tag vor der Wahl ab, das ist 

am ........................., dem ................., 18 Uhr.

Von der Wahlleiterin oder dem Wahlleiter  
oder von der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/ 
Stadt-/Kreisverwaltung auszufüllen! 

Wahlvorschlag ist eingereicht worden 

am  _______________________________ 

       _______________________________ 
(Datum, Uhrzeit) 

Unterschrift _________________________  

 

Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)
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                                                                                    II. 
 
Vertrauensperson ist:  
 

 

Stellvertretende  

Vertrauensperson ist: 
(Familienname, Vornamen, Straße, Hausnummer, Telefonnummer, E-Mail-Adressen, 

Postleitzahl, Wohnort)  4

(Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin/eines Einzelbewerbers bedarf keiner Vertrauensperson.) 

III. 
Bestätigung der für das Wahlgebiet zuständigen Parteiorganisation (§ 16 Abs. 5 des Kommunalwahlgeset-
zes - KWG -).2 

Bei gemeinsamem Wahlvorschlag: Bestätigung der für das Wahlgebiet zuständigen Organisationen jeder 
der beteiligten Parteien und Wählergruppen (§ 25 Abs. 5 und § 74 Abs. 3 der Kommunalwahlordnung - KWO 
-).2 

(Zur Bestätigung sind nur die für das Wahlgebiet zuständigen Unterzeichnungsberechtigten befugt. Neben 
der persönlichen handschriftlichen Unterschrift sind Familienname und Vorname in Druckschrift anzugeben.) 

Das Kennwort des gemeinsamen Wahlvorschlags soll lauten:  

                                                                                                                                                                                   
2    

 
                                                                                                                 , den     

 

 

 

IV. 

Unterstützungsunterschriften wahlberechtigter Personen 

 
Wichtige Hinweise: 

Der Wahlvorschlag muss vor seiner Einreichung durch eine Mindestzahl von Wahlberechtigten eigenhändig 
unterschrieben werden, soweit die Wahlvorschlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 KWG 
davon befreit sind. Die Mindestzahl der Unterstützungsunterschriften ergibt sich aus der Bekanntmachung der 
Wahlleiterin oder des Wahlleiters. Für jede Wahl darf jeweils nur ein Wahlvorschlag unterschrieben werden. 

Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass die erforderlichen Unterschriften rechtzeitig geleistet 
werden. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können Unterstützungsunterschriften nicht mehr nachgeholt werden.

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)
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V. 

Bescheinigung der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 2,5  
 
Die unter lfd. Nr.                              aufgeführten Unterzeichnerinnen und Unterzeichner sind für die Wahl 
der/des 
- Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers des Ortsbezirks                                                                                                                                     

                                                                                                                                  6                                                                                                                                               

- Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 
- Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters 
- Bürgermeisterin/Bürgermeisters 
- Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters 
- Landrätin/Landrats 2  
nach § 58 in Verbindung mit § 1 KWG wahlberechtigt. 

 

                                                                                                                 , den     

 
                             (Dienstsiegel) 
                                                                                                                                                           (Unterschrift) 

VI. 

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beigefügt: 

1. Erklärung der Bewerberin/des Bewerbers 2 

1. Bescheinigung zur Wählbarkeit der Bewerberin/des Bewerbers 2 

_____ Versicherungen an Eides statt gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 KWG 7 

_____ Niederschrift über die Benennung der Bewerberin/des Bewerbers 2 

_____ Niederschrift über die Benennung der gemeinsamen Bewerberin/des gemeinsamen Bewerbers 2 

_____ Unterschriftenlisten 

_____ Bescheinigungen des Wahlrechts von Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern 

_____ Bestätigung(en) der zuständigen Parteiorganisation(en) 8 

Lfd. 
Nr.

Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 4 Unterschrift 

Datum der UnterschriftVollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen!

1

____  ____  ______ 

2 
usw.

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)
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Sofern nicht bei der letzten gleichzeitig stattfindenden Wahl einer Vertretungskörperschaft eingereicht: 

_____ Bescheinigung der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters über die Parteieigenschaft 9 

_____ Unterlagen zum Nachweis der mitgliedschaftlichen Organisation der Wählergruppe 10 

_____ Nachweis der Eintragung im Vereinsregister 11 

_____ Bestätigung des Vorstands der Wählergruppe entsprechend § 24 Abs. 4 KWO 12 

 

                                                                                                             , den     

 
  

                                                                                  (Unterschrift der Vertrauensperson/der Einzelbewerberin/des Einzelbewerbers 2) 

Datenschutzhinweise auf der Folgeseite! 

 Gemeindewahlleiterin/Gemeindewahlleiter, Verbandsgemeindewahlleiterin/Verbandsgemeindewahlleiter, Kreiswahlleiterin/Kreiswahl- 1

  leiter oder zuständige Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung einsetzen.

 Nicht Zutreffendes streichen.2

 Bei Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers (§ 62 Abs. 3 Satz 1 KWG).3

 Angabe der Postleitzahl und des Wohnortes kann im Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers/der Ortsbür- 4

  germeisterin/des Ortsbürgermeisters entfallen.  
5 Das Wahlrecht darf nur einmal bescheinigt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvorschlag die erteilte Be- 
  scheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
6  Name des Ortsbezirks einsetzen. 
7 Nur bei Bewerberinnen und Bewerbern, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen. 
8 Sofern die Bestätigung nicht unter Abschnitt III erfolgt ist. 
9 Nur für Parteien, auf die § 16 Abs. 4 KWG zutrifft. 
10Nicht für Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 KWG zutrifft. 
11Nur für Wählergruppen, auf die § 21 Abs. 1 Satz 2 KWG zutrifft. 
12Nur für Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 Nr. 3 KWG zutrifft.

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)
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Datenschutzinformationen  
zu Unterstützungsunterschriften  

bei Wahlen der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürger-
meisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - 

Landrätin/Landrats 

Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 2 oder 
§ 55 Abs. 4 des Kommunalwahlgesetzes zu erbringenden Unterstützungsunterschriften von Wahlberechtigten für den 
einzureichenden Wahlvorschlag nachzuweisen.  

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesdatenschutzgesetzes 
in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 
S. 1) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§ 62 Abs. 1 in 
Verbindung mit den §§ 16 und 55) und der Kommunalwahlordnung (§ 74 Abs. 4, § 70 in Verbindung mit den §§ 25 bis 
27, 29).  

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunterschrift für den 
Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten 
ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder sammelnde Wählergruppe oder der sammelnde Einzel-
bewerber (§ 62 des Kommunalwahlgesetzes) : 5

____________________________________________________________________________________ . 

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften ist die zuständige Wahlleiterin oder der zuständige Wahlleiter für 
die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich. 

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbescheinigung 
ist die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der zuständige Wahlausschuss, der über den eingereichten Wahlvor-
schlag entscheidet.   

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche Stellen sein, 
wenn die Auskunft über Unterstützungsunterschriften zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfahrens 
erforderlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 2 der Kommunalwahl-
ordnung. Ihre Unterstützungsunterschrift gehört zu den Wahlunterlagen, die nach Ablauf von sechs Monaten seit der 
Wahl zu vernichten sind, wenn nicht die zuständige Aufsichtsbehörde mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprü-
fungsverfahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Straftat von 
Bedeutung sein können.    

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Unter-
stützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre 
personenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind und die Spei-
cherfrist abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche 
zur Löschung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2) 

9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlan-
gen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Ein-
schränkung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebe-
nenfalls an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung 
Verantwortlichen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen.  

 Name und Kontaktdaten der sammelnden Partei oder der sammelnden Wählergruppe oder des sammelnden Einzelbewerbers sind 5

einzutragen.
1
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9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlan-
gen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Ein-
schränkung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebe-
nenfalls an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung 
Verantwortlichen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen.  

 Name und Kontaktdaten der sammelnden Partei oder der sammelnden Wählergruppe oder des sammelnden Einzelbewerbers sind 5

einzutragen.

noch Anlage 23 
(zu § 74 Abs. 2)
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Anlage 24 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 2) 

Erklärung der Bewerberin/des Bewerbers   1

  Ich, 

Familienname, Vorname ______________________________________________________ 
  
Tag der Geburt _____________________________  
  
Staatsangehörigkeit _____________________________  
   
Beruf oder Stand ______________________________________________________ 

Straße, Hausnummer ______________________________________________________ 
   
Postleitzahl, Wohnort ______________________________________________________ 

stimme meiner Benennung als Bewerberin/Bewerber im Wahlvorschlag der   

_______________________________________________________________________1,   2

stimme meiner Benennung als gemeinsame Bewerberin/gemeinsamer Bewerber1 im gemeinsamen 
Wahlvorschlag der   

________________________________________________________________________1, 2 

zu.  

bewerbe mich als Einzelbewerberin/Einzelbewerber 1 

für die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - 
Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/
Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 

der/des ____________________________________________________________________ 

___________________________________________________________________________  3

am __________________. 

Ich versichere ausdrücklich, dass ich als Ortsvorsteherin/Ortsvorsteher - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürger-
meister - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeister - Bürgermeisterin/Bürgermeister - Oberbürgermeisterin/
Oberbürgermeister - Landrätin/Landrat 1 jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes eintreten werde. 

                    (Persönliche und handschriftliche Unterschrift)   

 , den 

  Nicht Zutreffendes streichen.1

  Name(n) der Partei(en) und Wählergruppe(n) einsetzen.2

  Name des Wahlgebiets einsetzen. 3

Anlage 24 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 2)

noch Anlage 24 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 2) 

Datenschutzhinweise auf der Folgeseite! 
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noch Anlage 24 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 2) 

Datenschutzinformationen 
zur Erklärung der Bewerberin oder des Bewerbers 

bei Wahlen der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters -  
Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters -  

Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 

Für die mit Ihrer Erklärung zum Wahlvorschlag angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, Ihre Zustimmung zur Benennung in einem Wahlvor-
schlag (§ 58 in Verbindung mit § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Kommunalwahlgesetzes) nachzuweisen und Ihre Wähl-
barkeit nach § 53 Abs. 3 der Gemeindeordnung oder § 46 Abs. 3 der Landkreisordnung zu bescheinigen. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesdatenschutzgesetzes 
in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum frei-
en Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) 
in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§ 58 in Verbindung 
mit den §§ 16 bis 20, 23 bis 25, §§ 62 und 63) und der Kommunalwahlordnung (§ 70 in Verbindung mit den §§ 25, 27 
und 29, §§ 74 bis 76). 

Ihre personenbezogenen Daten werden für die öffentliche Bekanntmachung des vom Wahlausschuss zugelassenen 
Wahlvorschlags und für die Erstellung der amtlichen Stimmzettel verarbeitet. Der zugelassene Wahlvorschlag kann 
im Internet (§ 91 Abs. 1 Satz 3 bis 6 der Kommunalwahlordnung) veröffentlicht werden. Wird eine Stichwahl erforder-
lich und nehmen Sie an der Stichwahl teil, wird Ihr Name und der Name der zweiten Bewerberin oder des zweiten 
Bewerbers von der zuständigen Wahlleiterin oder des zuständigen Wahlleiters öffentlich bekannt gemacht (§ 65 
KWG, § 79 KWO). Für den Fall, dass Sie gewählt werden und die Wahl annehmen, werden Ihre personenbezogenen 
Daten ferner für die veröffentlichte Bekanntmachung des Ergebnisses der Wahl verarbeitet (§ 53 in Verbindung mit § 
47 des Kommunalwahlgesetzes, § 65 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung). 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Die Zustimmungserklärung ist jedoch nur 
mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Zustimmungserklärung angegebenen personenbezogenen Daten ist 
die den Wahlvorschlag einreichende Partei oder einreichende Wählergruppe oder Sie als Einzelbewerberin oder Ein-
zelbewerber   1

____________________________________________________________________________________________. 

Nach Einreichung des Wahlvorschlags ist die zuständige Wahlleiterin oder der zuständige Wahlleiter für die Verarbei-
tung der personenbezogenen Daten verantwortlich. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der Wahlausschuss, der über den eingereichten Wahlvorschlag ent-
scheidet. 

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche Stellen sein, 
wenn die Auskunft über eine Zustimmungserklärung zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfahrens 
erforderlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 3 der Kommunalwahl-
ordnung. Zustimmungserklärungen gehören zu den Wahlunterlagen, die 60 Tage vor der nächsten Wahl vernichten 
werden können. Die zuständige Aufsichtsbehörde kann zulassen, dass die Unterlagen früher vernichtet werden, so-
weit sie nicht für ein schwebendes Wahlprüfungsverfahren oder für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer 
Straftat von Bedeutung sein können. 

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie 
von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Zustimmung 
zu Ihrer Benennung in dem Wahlvorschlag nicht zurückgenommen. Nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Wahl-
vorschläge bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten nur unter den 
Voraussetzungen des § 58 in Verbindung mit den §§ 23 und 23 a des Kommunalwahlgesetzes verlangen. 

 Name und Kontaktdaten der einreichenden Partei oder einreichenden Wählergruppe sind einzutragen. Im Fall einer Einzelbewer1 -
bung   bitte Ihre Kontaktdaten eintragen. 

noch Anlage 24 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 2)
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8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie 
von den Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist 
abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden oder der Verantwortliche zur Löschung 
verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Zustimmung zu Ihrer Benennung in dem Wahlvorschlag nicht zurückgenommen. 

9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von den Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlan-
gen, wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Nach Ablauf der Frist für die 
Einreichung der Wahlvorschläge bis zum Ablauf des Wahltages können Sie die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer 
personenbezogenen Daten nur unter den Voraussetzungen der § 58 in Verbindung mit den §§ 23 und 23 a des 
Kommunalwahlwahlgesetzes verlangen. Durch einen Antrag auf Einschränkung der Verarbeitung wird Ihre Zustim-
mung zu Ihrer Benennung als Bewerberin oder Bewerber in dem Wahlvorschlag nicht zurückgenommen. 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebe-
nenfalls an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung 
Verantwortlichen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen.

noch Anlage 24 

(zu § 74 Abs. 4 Satz 2)



Anlage 25 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 3) 

Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 

Bescheinigung der Wählbarkeit 
für die Wahl der/des 
– Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers 

– Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 

– Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters 

– Bürgermeisterin/Bürgermeisters 

– Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters 

– Landrätin/Landrats 1 

der/des ______________________________________________________________________ 

_____________________________________________________________________________ 2 

am _______________ 

Frau/Herr 1 

Familienname, Vornamen 

Tag der Geburt 

Staatsangehörigkeit 

Straße, Hausnummer  

Postleitzahl, Wohnort  

ist Deutsche/Deutscher 1 im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsangehö-
rige/Staatsangehöriger 1 eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland 1, hat am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet und ist nicht nach 
§ 4 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes - KWG - von der Wählbarkeit ausgeschlossen.

____________________________, den __________________ 

  (Dienstsiegel)  Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1 

I.A.______________________________________

1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Name des Wahlgebiets einsetzen. 

Anlage 25 
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Anlage 26 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 4) 

 

 
Niederschrift über die Benennung der Bewerberin/des Bewerbers 

der gemeinsamen Bewerberin/des gemeinsamen Bewerbers für die Wahl der/des 
Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters -  

Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters -  
Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 

 
 

Niederschrift über die Benennung der/des 
- Bewerberin/Bewerbers 1  
- gemeinsamen Bewerberin/gemeinsamen Bewerbers 1 
 
der      
 
     

[ Name(n) der Partei(en) und/oder Wählergruppe(n) ] 1 
 

für die Wahl der/des 
– Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers  
– Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters  
– Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters  
– Bürgermeisterin/Bürgermeisters  
– Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters  
– Landrätin/Landrats 1 

 
der/des   _______________________________________________________________________ 

(Ortsbezirk - Gemeinde - Stadt - Verbandsgemeinde - Landkreis) 1 
 
am _____________________ 
 
 

I. 
 

Der/Die ________________________________________________________________________ 
(einberufende Parteistelle oder vorsitzendes Mitglied der Wählergruppe) 1 

 
hat am ___________________________________________ 
 
durch _________________________________________________________________________ 

(Form der Einladung) 
 

- zu einer Mitgliederversammlung der Partei/Wählergruppe 1 
- zu einer Versammlung der von wahlberechtigten Mitgliedern der Partei/Wählergruppe 1 gewählten Ver-

treterinnen und Vertreter 1 
- zu einer Versammlung von Wahlberechtigten des Wahlgebiets 1 
- zu einer gemeinsamen Versammlung wahlberechtigter Mitglieder/Anhängerinnen und Anhänger/Vertre-

terinnen und Vertreter der folgenden Parteien und Wählergruppen 1: 

 ____________________________________________________________________ 
 ____________________________________________________________________ 

      

auf heute  , _______________ Uhr, 

  

nach         
  (Ort, Versammlungsraum) 

 
zur geheimen Abstimmung über die Benennung der Bewerberin/des Bewerbers/der gemeinsamen Bewerbe-
rin/des gemeinsamen Bewerbers 1 für die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeis-
terin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeis-
ters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 eingeladen. 
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(zu § 74 Abs. 4 Satz 4) 

 

 

II. 
 

Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 1 eröffnete um ________ Uhr die Versammlung.  
Erschienen waren _____ 2 wahlberechtigte Mitglieder - Vertreterinnen und Vertreter - Versammlungsteilneh-
merinnen und Versammlungsteilnehmer 1, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben. 
 
Die Versammlung wurde geleitet von   _______________________________________________ 
                       (Familienname und Vornamen) 
 
Schriftführerin/Schriftführer 1 war  _______________________________________________ 
                        (Familienname und Vornamen) 

 
III. 
 

Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 1 stellte fest, 
 

1. dass die Einladungen zur Versammlung satzungsmäßig form- und fristgerecht erfolgt sind - dass bei 
nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählergruppen zur Versammlung nicht früher als 14 Tage und nicht 
später als drei Tage vor dem Versammlungstag öffentlich eingeladen worden ist 1, 

2. dass die Partei oder die mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppe1 im Zeitpunkt der Einladung zur 
Versammlung gegründet war, 

3. dass die Vertreterinnen und Vertreter in Mitgliederversammlungen der Partei/Wählergruppe 1 im Wahlge-
biet in der Zeit vom ____________ bis ____________ 

für die besondere Vertreterversammlung 1 

für die allgemeine Vertreterversammlung 1 

gewählt worden sind, 1 

4.  dass die Wahlberechtigung/die Wahlberechtigung und Mitgliedschaft 1 aller Erschienenen, die Anspruch 
auf Stimmabgabe erhoben haben, festgestellt worden ist, 1 

5. dass auf die ausdrückliche Frage von keiner Versammlungsteilnehmerin und von keinem Versammlungs-
teilnehmer die Wahlberechtigung/die Wahlberechtigung oder die Mitgliedschaft von Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern, die Anspruch auf Stimmabgabe erhoben haben, angezweifelt wurde, 1 

6. dass jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer das Recht hatte, Personen 
als Bewerberinnen oder Bewerber vorzuschlagen, 

7. dass den Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber zur Wahl stellen, auf ihren Antrag hin 
Gelegenheit zu geben ist, sich und ihr Programm der Versammlung in gebotener Zusammenfassung 
vorzustellen, 

8. dass mit verdeckten Stimmzetteln über die Bewerberinnen und Bewerber geheim abzustimmen ist, 

9. dass nach der Satzung der Partei/Wählergruppe 1  

dass nach den allgemein für Wahlen der Partei/Wählergruppe geltenden Bestimmungen 1  

dass nach dem von der Versammlung gefassten Beschluss 1  

als Bewerberin oder Bewerber gewählt ist, wer 3 
 

 

 

 
 

noch Anlage 26 
(zu § 74 Abs. 4 Satz 4)



346  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Oktober 2023 Nr. 20

noch Anlage 26 
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IV. 
 
Als Bewerberinnen oder Bewerber wurden vorgeschlagen: 
 

1.         

2.         

3.         

4.         
(Familienname, Vornamen, Anschrift) 

 

 
Die Vorgeschlagenen erhielten auf ihren Antrag hin Gelegenheit, sich und ihr Programm der Versammlung in 
gebotener Zusammenfassung vorzustellen. 
 
Für die Abstimmung wurden einheitliche Stimmzettel verwendet. Die anwesenden wahlberechtigten Teilneh-
merinnen und Teilnehmer erhielten je einen Stimmzettel. Die Abstimmungsteilnehmerinnen und  
Abstimmungsteilnehmer kennzeichneten den Stimmzettel entsprechend vorstehendem Abschnitt III Nr. 8 und 
gaben diesen verdeckt ab. 
 
Nach Schluss der Stimmabgabe wurde das Wahlergebnis festgestellt und verkündet. 
 
 

Es erhielten: 
 

1.         Stimmen 

2.          Stimmen 

3.         Stimmen 

4.       Stimmen 
(Familienname, Vornamen, Anschrift) 

 
Nein-Stimmen:     Stimmen 

Stimmenthaltungen:     Stimmen 
 

Ungültige Stimmen:   Stimmen 
 

Zusammen:   Stimmen 
 

Hiernach hatte 
 
______________________________________________________________ 
       (Familienname, Vornamen der erfolgreichen Bewerberin/des erfolgreichen Bewerbers 1) 
 

- keine/keiner der Vorgeschlagenen 1 
 

die erforderliche Stimmenmehrheit erhalten. 
 

In einem 2. Wahlgang wurde zwischen folgenden Bewerberinnen/Bewerbern 1 
 

1.   

2.  
                                                    (Familienname, Vornamen) 
 

in der gleichen Weise wie beim 1. Wahlgang abgestimmt. 
  

noch Anlage 26 
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Dabei erhielten: 
 

1.     Stimmen 

2.     Stimmen 
 (Familienname, Vornamen) 

Nein-Stimmen:     Stimmen 

Stimmenthaltungen:     Stimmen 

Ungültige Stimmen:     Stimmen 

Zusammen:     Stimmen 

Hiernach ist als Bewerberin/Bewerber 1 gewählt: 
 

______________________________________________________________ 
                              (Familienname, Vornamen, Anschrift - Hauptwohnung -) 
 

Einwendungen gegen das Wahlergebnis wurden - nicht - erhoben, aber von der Versammlung zurückgewie-
sen 1. 

 
V. 
 

Die Versammlung beauftragte die Versammlungsleiterin/den Versammlungsleiter 1 sowie die an der Ver-
sammlung teilnehmenden 
 
 

    und     
                              (Familienname und Vornamen)                      (Familienname und Vornamen) 
 

die Versicherung an Eides statt darüber abzugeben, dass  
 

1. jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Versammlung das Recht 
hatte, Personen als Bewerberinnen oder Bewerber vorzuschlagen, 

2. die Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber zur Wahl stellten, auf ihren Antrag hin  
Gelegenheit hatten, sich und ihr Programm der Versammlung in gebotener Zusammenfassung  
vorzustellen, 

3. die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers 1 in geheimer Abstimmung erfolgt ist. 
 
 
                Die Versammlungsleiterin/                                   Die Schriftführerin/Der Schriftführer 1 
                Der Versammlungsleiter 1 
 
       
                                (Unterschrift)                            (Unterschrift) 
 

Unterschriften 4 
von fünf wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmern  

(Familienname und Vorname) 
 

1.   2.    

3.   4.    

  5.    

 

noch Anlage 26 
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VI. 
 

Versicherung an Eides statt 
 
Wir versichern der/dem Gemeinde-, Verbandsgemeinde-, Kreiswahlleiterin/-wahlleiter 1, der Gemeinde-/  
Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung 1 an Eides statt, dass in der Mitglieder-, Vertreter-, Wahlberech-
tigtenversammlung 1 
 
der         

(Name der Partei oder Wählergruppe) 
 

am    
 

die Benennung der Bewerberin/des Bewerbers 1 im Wahlvorschlag für die Wahl der/des Ortsvorsteherin/Orts-
vorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürger-
meisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Landrätin/Landrats 1 des Ortsbezirks - 
der Gemeinde - der Stadt - der Verbandsgemeinde - des Landkreises 1 
 

         5 
 

unter Beachtung folgender Grundsätze erfolgt ist: 
 

1. Jede wahlberechtigte Teilnehmerin und jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Versammlung hatte das 
Recht, Personen als Bewerberinnen und Bewerber vorzuschlagen. 

2. Die Personen, die sich als Bewerberinnen oder Bewerber zur Wahl stellten, hatten auf ihren Antrag hin 
Gelegenheit, sich und ihr Programm der Versammlung in gebotener Zusammenfassung vorzustellen. 

3. Die Wahl der Bewerberin/des Bewerbers 1 erfolgte in geheimer Abstimmung. 
 
Es ist uns bekannt, dass nach § 156 des Strafgesetzbuches die falsche Abgabe einer Versicherung an Eides 
statt mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden kann. 
 
 
   , den      
 
 
Die Versammlungsleiterin/Der Versammlungsleiter 1       Die von der Versammlung zur Abgabe der eides- 
   stattlichen Versicherung bestimmten zwei Personen                               
 
    1.      
                                   (Unterschrift)    (Unterschrift) 

    2.      
                 (Unterschrift) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Zahl der wahlberechtigten Versammlungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer einsetzen. Es empfiehlt sich, eine Anwesen-

heitsliste mit Familienname, Vorname und Anschrift jeder Teilnehmerin und jedes Teilnehmers zu führen. 
3 Wahlverfahren (z. B. einfache oder absolute Mehrheit) angeben. 
4 Gilt nur für nicht mitgliedschaftlich organisierte Wählergruppen. 
5 Name des Wahlgebiets einsetzen. 

noch Anlage 26 
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Anlage 27 
(zu § 74 Abs. 3 Satz 3) 

 

 
Unterschriftenliste zum Wahlvorschlag     Blatt Nr. ____ 
 
 
der Partei/Wählergruppe 1 ________________________________________________________ 
 
__________________________________________________________________________ 2, 3, 4 

 
für die Wahl der/des 
- Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers 
- Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 
- Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters 
- Bürgermeisterin/Bürgermeisters 
- Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters 
- Landrätin/Landrats 1 
 
der/des ________________________________________________________________________ 

                     (Ortsbezirk - Gemeinde - Stadt - Verbandsgemeinde - Landkreis) 1 
 
am ______________ 

 
mit nachstehender Bewerberin/nachstehendem Bewerber 1: 
 
 
 

______________________________________________________________________________________________________ 
(Familienname, Vornamen) 

 
______________________________________________________________________________________________________ 

(Straße, Hausnummer) 
 

______________________________________________________________________________________________________ 
(Postleitzahl, Wohnort) 

 
 

 
I. 

 
 
Unterstützungsunterschriften wahlberechtigter Personen 
 
 
 
Wichtige Hinweise! 
Der Wahlvorschlag muss vor seiner Einreichung durch eine Mindestzahl von Wahlberechtigten eigenhändig 
unterschrieben werden, soweit die Wahlvorschlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 des 
Kommunalwahlgesetzes (KWG) davon befreit sind. Die Mindestzahl der Unterstützungsunterschriften ergibt 
sich aus der Bekanntmachung der Wahlleiterin oder des Wahlleiters. Für jede Wahl darf jeweils nur ein Wahl-
vorschlag unterschrieben werden. 

Die Wahlvorschlagsträger sind allein verantwortlich, dass die erforderlichen Unterschriften rechtzeitig geleistet 
werden. Nach Ablauf der Einreichungsfrist können Unterstützungsunterschriften nicht mehr nachgeholt wer-
den. 

  

Anlage 27 
(zu § 74 Abs. 3 Satz 3)



350  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Oktober 2023 Nr. 20

noch Anlage 27 
(zu § 74 Abs. 3 Satz 3) 

 

 

 
Lfd. 
Nr. 

Familienname, Vornamen, Tag der Geburt, 
Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort 5 

 

 

Vollständig in Maschinen- oder Druckschrift ausfüllen! 

 
Unterschrift 

 
Datum der Unterschrift 

 
1 

 
 
 
 
 

 
 
 

____. ____ . ______ 
 

 
2 

usw. 

 
 
 
 

 
 
 
 

II. 
 

Bescheinigung der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 1, 6 

 
Die unter lfd. Nr.                              aufgeführten Unterzeichnerinnen und Unterzeichner sind für die Wahl 
der/des 
- Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers des Ortsbezirks                                                                                                                                                                                                                                                                 

                                                                                                                                    7                                                                                                                                                                   

- Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 
- Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters 
- Bürgermeisterin/Bürgermeisters 
- Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters 
- Landrätin/Landrats 1  
 
nach § 58 in Verbindung mit § 1 KWG wahlberechtigt. 
 
 
 
 
 
                                                                                             , den    
 
 
 
                   (Dienstsiegel) 
 
                                                                                                                                                      (Unterschrift) 
 
 
 
 

Datenschutzhinweise auf der Folgeseite! 
____________________________ 
1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Kennwort des Wahlvorschlags einsetzen. 
3 Wird die Bewerberin/der Bewerber als gemeinsamer Wahlvorschlag von mehreren Parteien oder Wählergruppen benannt, sind alle 

Wahlvorschlagsträger anzugeben. 
4 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers die Worte „der Partei/Wählergruppe“ streichen und den Fami-

liennamen der Einzelbewerberin oder des Einzelbewerbers als Kennwort eintragen. 
5 Angabe der Postleitzahl und des Wohnortes kann im Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers/der Ortsbür-

germeisterin/des Ortsbürgermeisters entfallen. 
6 Das Wahlrecht darf nur einmal bescheinigt werden; dabei darf nicht festgehalten werden, für welchen Wahlvorschlag die erteilte  
   Bescheinigung bestimmt ist. Die Wahlberechtigung muss im Zeitpunkt der Unterzeichnung gegeben sein. 
7 Name des Ortsbezirks einsetzen. 
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Datenschutzinformationen 
zu Unterstützungsunterschriften 

bei Wahlen der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadt-  
bürgermeisterin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbür-  

germeisters - Landrätin/Landrats 
 

Für die mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten gilt: 

1. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten dient dazu, die nach § 62 Abs. 1 in Verbindung mit § 16 Abs. 2 oder 
§ 55 Abs. 4 des Kommunalwahlgesetzes zu erbringenden Unterstützungsunterschriften von Wahlberechtigten für den 
einzureichenden Wahlvorschlag nachzuweisen. 

Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten erfolgt auf der Grundlage von § 10 des Landesdatenschutzgesetzes 
in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 Buchst. g der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. EU Nr. L 119 S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes (§ 62 Abs. 1 in Verbin-
dung mit den §§ 16 und 55) und der Kommunalwahlordnung (§ 74 Abs. 4, § 70 in Verbindung mit den §§ 25 bis 27, 
29). 

2. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre personenbezogenen Daten bereitzustellen. Ihre Unterstützungsunterschrift für den 
Wahlvorschlag ist jedoch nur mit diesen Angaben gültig. 

3. Verantwortlich für die Verarbeitung der mit Ihrer Unterstützungsunterschrift angegebenen personenbezogenen Daten 
ist die Unterstützungsunterschriften sammelnde Partei oder sammelnde Wählergruppe oder der sammelnde Einzelbe-
werber (§ 62 des Kommunalwahlgesetzes)1:  
____________________________________________________________________________________________. 

Nach Einreichung der Unterstützungsunterschriften ist die zuständige Wahlleiterin oder der zuständige Wahlleiter für 
die Verarbeitung der personenbezogenen Daten verantwortlich. 

Verantwortlich für die Verarbeitung der personenbezogenen Daten bei der Erstellung der Wahlrechtsbescheinigung ist 
die Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-/Kreisverwaltung, bei der Sie mit Ihrem Hauptwohnsitz gemeldet sind. 

4. Empfänger der personenbezogenen Daten ist der zuständige Wahlausschuss, der über den eingereichten Wahlvor-
schlag entscheidet. 

Empfänger der personenbezogenen Daten können auch Behörden, Gerichte und sonstige amtliche Stellen sein, wenn 
die Auskunft über Unterstützungsunterschriften zur Durchführung der Wahl oder eines Wahlprüfungsverfahrens erfor-
derlich ist. 

5. Die Frist für die Vernichtung Ihrer personenbezogenen Daten bestimmt sich nach § 90 Abs. 2 der Kommunalwahlord-
nung. Ihre Unterstützungsunterschrift gehört zu den Wahlunterlagen, die nach Ablauf von sechs Monaten seit der Wahl 
zu vernichten sind, wenn nicht die zuständige Aufsichtsbehörde mit Rücksicht auf ein schwebendes Wahlprüfungsver-
fahren etwas anderes anordnet oder sie für die Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung einer Straftat von Bedeutung 
sein können. 

6. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 15 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten Auskunft verlangen. 

7. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen die Berichtigung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen. Dadurch wird Ihre Unter-
stützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

8. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 17 der Datenschutz-Grundverordnung können Sie 
von dem Verantwortlichen die unverzügliche Löschung Ihrer personenbezogenen Daten verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für die Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind und die Speicherfrist  
abgelaufen ist, Ihre personenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden, oder der Verantwortliche zur Lö-
schung verpflichtet ist. Dadurch wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 

  

 
1 Name und Kontaktdaten der sammelnden Partei oder der sammelnden Wählergruppe oder der sammelnden Einzelbewerberin oder 
  des sammelnden Einzelbewerbers sind einzutragen. 

noch Anlage 27 
(zu § 74 Abs. 3 Satz 3)



352  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Oktober 2023 Nr. 20

noch Anlage 27 
(zu § 74 Abs. 3 Satz 3) 

 

 

9. Nach § 10 des Landesdatenschutzgesetzes in Verbindung mit Artikel 18 der Datenschutz-Grundverordnung können 
Sie von dem Verantwortlichen statt der Löschung die Einschränkung der Verarbeitung verlangen, soweit Ihre perso-
nenbezogenen Daten für Zwecke, für die sie verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig sind oder Ihre personenbezo-
genen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. Sie können die Einschränkung der Verarbeitung auch dann verlangen, 
wenn Sie der Auffassung sind, dass Ihre personenbezogenen Daten unrichtig sind. Durch einen Antrag auf Einschrän-
kung der Verarbeitung wird Ihre Unterstützungsunterschrift nicht zurückgenommen. 
 

10. Beschwerden können Sie an die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragen für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit Rheinland-Pfalz (Postanschrift: Die/Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informations-
freiheit Rheinland-Pfalz, Hintere Bleiche 34, 55116 Mainz; E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de) und gegebenenfalls 
an die Datenschutzbeauftragte oder den Datenschutzbeauftragten des jeweils für die Datenverarbeitung Verantwortli-
chen richten. 

11. Sie können diese Informationen auch auf der Homepage der Landeswahlleiterin oder des Landeswahlleiters unter 
www.wahlen.rlp.de ansehen. 

noch Anlage 27 

(zu § 74 Abs. 3 Satz 3)



Mindestgröße: 
Format DIN A 4 

Stimmzettel 

für die Wahl der/des ________________________ 1

für die Stichwahl der Wahl der/des _________________________ 1 

der/des 2  ___________________________________ am ___________________________ 

      Nur eine Bewerberin oder einen Bewerber ankreuzen ⊗ ! 

Kennwort 

______________ 

Lehmann, Elfriede 
Beruf oder Stand 
PLZ Wohnort 3 

Kennwort 

______________ 

Schuster, Erich 
Beruf oder Stand 
PLZ Wohnort 3 

usw. 

1 Zutreffende Kommunalwahl einsetzen (Ortsvorsteherin/Ortsvorsteher/Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeister/Stadtbürgermeis- 
   terin/Stadtbürgermeister/Bürgermeisterin/Bürgermeister/Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeister/Landrätin/Landrat). 
2 Zutreffendes Wahlgebiet einsetzen. 
3 Angabe der Postleitzahl und des Wohnorts kann für die Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers/der Ortsbürgermeisterin/ des  
   Ortsbürgermeisters entfallen. Zur besseren Unterscheidung der Bewerberinnen und Bewerber kann deren Geburtsjahr angegeben 
   werden. 

Musterstimmzettel, wenn mehrere 
Wahlvorschläge zugelassen sind. 

Anlage 28 
(zu § 75 Abs. 1)
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Anlage 29 
(zu § 75 Abs. 1) 
 
Größe: 
Format DIN A 4 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stimmzettel 
 

für die Wahl der/des ________________________  1 
 
 
 

der/des 2 ___________________________________ am ___________________________ 
 
 

 
 
 
 
          JA oder NEIN ankreuzen! 
 
 

 
Lehmann, Elfriede 
Beruf oder Stand 
PLZ Wohnort 3  
Kennwort: ______________  

 
 JA 

 
 NEIN 

 
 
 
 
 
 

 
1 Zutreffende Kommunalwahl einsetzen (Ortsvorsteherin/Ortsvorsteher/Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeister/Stadtbürger-

meisterin/Stadtbürgermeister/Bürgermeisterin/Bürgermeister/Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeister/Landrätin/Landrat). 
2 Zutreffendes Wahlgebiet einsetzen. 
3 Angabe der Postleitzahl und des Wohnorts kann für die Wahl der Ortsvorsteherin/des Ortsvorstehers/der 

Ortsbürgermeisterin/des Ortsbürgermeisters entfallen.  
 
 

Musterstimmzettel, wenn nur eine Bewerberin oder 
ein Bewerber vorgeschlagen ist. 

Anlage 29 
(zu § 75 Abs. 1)
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Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3) 

Bekanntmachung  
zur Wahl – Stichwahl – Nachholungswahl – Wiederholungswahl 1  

der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers – Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters 
– Stadtbürgermeisterin/Stadtbürgermeisters – Bürgermeisterin/Bürgermeisters –

Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters – Landrätin/Landrats –1 

Am Sonntag, dem ______________________, wird die Wahl - Stichwahl - Nachholungswahl - Wiederholungs-
wahl 1 der/des Ortsvorsteherin/Ortsvorstehers - Ortsbürgermeisterin/Ortsbürgermeisters - Stadtbürgermeiste-
rin/Stadtbürgermeisters - Bürgermeisterin/Bürgermeisters - Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters - Land-
rätin/Landrats 1 - durchgeführt. Die Wahlhandlung dauert von 8 bis 18 Uhr. 

I. 2

Wahlberechtigt ist, wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein erhalten hat. 

Wer nicht brieflich wählt, kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, der in der Wahlbenachrichti-
gung angegeben ist. Zur Wahl soll die Wahlbenachrichtigung mitgebracht und der Personalausweis, bei Besitz 
der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ein gültiger Pass oder Pass-
ersatz, bereitgehalten werden. 

I. 3

Zur Stichwahl ist wahlberechtigt, 

1. wer im Wählerverzeichnis zur ersten Wahl eingetragen ist und sein Wahlrecht nicht verloren hat,

2. wer nur zur Stichwahl im Wählerverzeichnis eingetragen ist,

3. wer, ohne im Wählerverzeichnis eingetragen zu sein, für die erste Wahl einen Wahlschein erhalten hat,
4. wer, ohne im Wählerverzeichnis eingetragen zu sein, für die Stichwahl einen Wahlschein erhalten hat.

Die unter der Nummer 3 bezeichneten Personen erhalten von Amts wegen einen Wahlschein zur Stichwahl 
und Briefwahlunterlagen. Erst zur Stichwahl wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, die von der Meldepflicht befreit und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet sind, erhal-
ten auf Antrag einen Wahlschein. 

Wer mit der zur ersten Wahl übersandten Wahlbenachrichtigungskarte für die Stichwahl einen Wahlschein 
beantragt hatte, erhält ohne erneuten Antrag einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen. 

Wer nicht brieflich wählt, kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, der in der Wahlbenachrichti-
gung zur ersten Wahl angegeben ist. Zur Wahl soll die Wahlbenachrichtigung mitgebracht und der Personal-
ausweis, bei Besitz der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ein gülti-
ger Pass oder Passersatz, bereitgehalten werden. 

II. 

Wahlberechtigte, die nicht in ihrem Wahlraum wählen wollen, können noch bis 

Freitag, den ______________________ 4, 18 Uhr, 

einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragen. 

Im Falle einer nachweislichen plötzlichen Erkrankung, bei der ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich ist, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, gestellt 
werden. Diese Antragsfrist gilt auch für Wahlberechtigte, die ohne ihr Verschulden weder im Wählerverzeich-
nis nachgetragen worden sind noch einen Wahlschein von Amts wegen erhalten haben. 

Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3)
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noch Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3) 

III. 2, 5

Zur Wahl erhalten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel, in dem die Bewerberinnen und Bewerber 
unter Angabe des Familiennamens, Vornamens, Berufes oder Standes und des Wohnorts mit Postleitzahl 
aufgeführt sind. Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welcher Bewerberin oder welchem 
Bewerber sie ihre Stimme geben wollen. Erhält bei der Wahl keine Bewerberin und kein Bewerber mehr als 
die Hälfte der gültigen Stimmen, findet am 

Sonntag, dem ______________________, von 8 bis 18 Uhr, 

eine Stichwahl statt. 

III. 2, 6

Zur Wahl ist nur eine gültige Bewerbung eingereicht worden. Die Wählerinnen und Wähler erhalten einen 
Stimmzettel mit der Angabe des Familiennamens, der Vornamen, des Berufes oder Standes und des Woh-
norts mit Postleitzahl der Bewerberin oder des Bewerbers. Sie geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, ob sie mit „Ja“ 
oder mit „Nein“ abstimmen. 

III. 3

An der Stichwahl nehmen teil: 
1. die Bewerberin/der Bewerber 1 ___________________________ 7 mit _______ 8 Stimmen und
2. die Bewerberin/der Bewerber 1 ___________________________ 9 mit _______ 8 Stimmen.
Zur Stichwahl erhalten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel, in dem die beiden zur Wahl stehenden
Bewerberinnen oder Bewerber mit Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand und des Wohnorts mit Post-
leitzahl aufgeführt sind. Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie durch ein
in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, wem sie ihre Stimme geben
wollen.

IV. 

Jede oder jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht nur einmal und persönlich ausüben. Die Aus-
übung des Wahlrechts durch eine Vertreterin oder durch einen Vertreter anstelle des Wahlberechtigten ist 
unzulässig (§ 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG). 

Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in der 
Lage sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
Die Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers zu kennzeich-
nen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche der Wählerin 
oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Ge-
heimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfestellung von der Wahl eines anderen erhält. 

Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer im Rahmen 
zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine geäußerte Wahl-
entscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des 
Strafgesetzbuches). 

noch Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3)
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noch Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3) 

V. 

Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebnisses sind öffentlich. 

_________________________, den _______________ 
(Ort)             (Datum) 

_______________________________ 
      (Wahlleiterin/Wahlleiter 1) 

1 Nicht Zutreffendes streichen. 
2 Gilt nicht für die Stichwahl. 
3 Gilt nur für die Stichwahl. 
4 Datum des 2. Tages vor der Wahl einsetzen. 
5 Wenn zwei und mehr Bewerberinnen oder Bewerber zugelassen sind. 
6 Wenn nur eine Bewerberin oder ein Bewerber zugelassen ist. 
7 Vornamen und Familienname der Bewerberin oder des Bewerbers mit der höchsten Stimmenzahl einsetzen. 
8 Anzahl der erreichten Stimmen einsetzen.  
9 Vornamen und Familienname der Bewerberin oder des Bewerbers mit der zweithöchsten Stimmenzahl einsetzen.

noch Anlage 30 
(zu § 76 Abs. 1 Satz 1 und § 79 Abs. 3)



AAAAnnnnllllaaaaggggeeee    33331111
(zu § 78 Abs. 1 Satz 3)

AAAAnnnnttttrrrraaaagggg    aaaauuuuffff    EEEErrrrtttteeeeiiiilllluuuunnnngggg    eeeeiiiinnnneeeessss    WWWWaaaahhhhllllsssscccchhhheeeeiiiinnnnssss    ffffüüüürrrr    nnnniiiicccchhhhtttt    mmmmeeeellllddddeeeeppppfffflllliiiicccchhhhttttiiiiggggeeee
wwwwaaaahhhhllllbbbbeeeerrrreeeecccchhhhttttiiiiggggtttteeee    SSSSttttaaaaaaaattttssssaaaannnnggggeeeehhhhöööörrrriiiiggggeeee    aaaannnnddddeeeerrrreeeerrrr    MMMMiiiittttgggglllliiiieeeeddddssssttttaaaaaaaatttteeeennnn    ddddeeeerrrr    EEEEuuuurrrrooooppppääääiiiisssscccchhhheeeennnn    UUUUnnnniiiioooonnnn

Bitte
- füllen Sie den Antrag in Druck- oder Maschinenschrift aus,
- das Zutreffende ankreuzen x

Familienname - ggf. auch Geburtsname - Vornamen

Tag Mon. Jahr

(3)

Tag der Geburt Geburtsort:

Ausweis-Nummer:

ausgestellt am: von (ausstellende Behörde)

(4) Ich bin im Besitz eines

 gültigen Identitätsausweises

 Reisepasses
zuletzt verlängert am: von (ausstellende Behörde)

Auf die Strafbarkeit einer falsch abgegebenen Versicherung an Eides statt hingewiesen 2, vvvveeeerrrrssssiiiicccchhhheeeerrrreeee    iiiicccchhhh
aaaannnn    EEEEiiiiddddeeeessss    ssssttttaaaatttttttt::::
Ich besitze die Staatsangehörigkeit des folgenden Mitgliedstaates der Europäischen Union:

Meine derzeitige Hauptwohnung, die ich auch am Tag der Stichwahl innehaben werde, befindet sich in
(Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort):

...........................................................................................................................................................................................

...........................................................................................................................................................................................

(5)

(6)

(7)

Am Tag der Stichwahl werde ich seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde ununterbrochen meine Hauptwohnung
innegehabt haben.

(8) Mir ist bekannt, dass sich nach § 107 a des Strafgesetzbuches strafbar macht, wer unbefugt wählt oder dies versucht 3.
Ich werde deshalb unverzüglich gegenüber der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung diesen Antrag zurücknehmen
und an der Wahl nicht teilnehmen, wenn ich bis zum Tag der Stichwahl nicht mehr Staatsangehörige/Staatsangehöriger 4 eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union sein sollte oder in der Gemeinde keine Hauptwohnung mehr innehaben sollte.
Ort, Datum
______________________________________________________________________________________________

Unterschrift der Antragstellerin/des Antragstellers 4 (Vor- und Familienname)

AAAAmmmmttttlllliiiicccchhhheeee    VVVVeeeerrrrmmmmeeeerrrrkkkkeeee
Antragseingang am ..................................... 5                                                  verspätet        rechtzeitig

Status als nicht meldepflichtige(r) Staatsangehörige(r) eines anderen
Mitgliedstaates der Europäischen Union nachgewiesen                                 nein               ja

Erteilung des Wahlscheins
Zurückweisung (Begründung) Wahlscheinnummer:

______________________

1 Zutreffende Kommunalwahl eintragen.
2 Wer vor der Gemeinde-/Stadt-/Verbandsgemeindeverwaltung eine Versicherung an Eides statt falsch abgibt, kann nach den §§ 156 und 163 des

Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft werden.
3 Wer unbefugt wählt oder dieses versucht, kann nach § 107 a des Strafgesetzbuches mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe

bestraft werden.
4 Nicht Zutreffendes streichen.
5 Datum und Uhrzeit des Antragseingangs eintragen.

(1) Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadt-
verwaltung

.............................................................

.............................................................

.............................................................

(2) Antrag gemäß § 78 Abs. 1 Satz 3 der
Kommunalwahlordnung (KWO) auf
Erteilung eines Wahlscheines für die
Stichwahl zur

........................................................... 1

am .....................................................
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Anlage 32 
(zu § 85 Abs. 6) 
 

 

Bekanntmachung zum Bürgerentscheid 
 
I. 
 

Am Sonntag, dem _______________________, wird über den am ______________________ bekannt 
gemachten Gegenstand des Bürgerentscheids abgestimmt. Die Abstimmungsfrage lautet:  
_____________________________________________________________________________________ 1 

 
II. 
 

Die Abstimmungshandlung dauert von 8 bis 18 Uhr. 
 

III. 
 
Stimmberechtigt ist, wer im Stimmberechtigtenverzeichnis eingetragen ist oder einen Abstimmungsschein hat. 
 
Wer nicht brieflich abstimmt, kann nur in dem Abstimmungsraum des Stimmbezirks abstimmen, der in der 
Benachrichtigung angegeben ist. Zur Abstimmung soll die Benachrichtigung mitgebracht und der Personal-
ausweis, bei Besitz der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ein 
gültiger Pass oder Passersatz, bereitgehalten werden. 
 

IV. 
 
Stimmberechtigte, die nicht in ihrem Abstimmungsraum abstimmen wollen, können noch bis 
 

Freitag, den _______________________2, 18 Uhr, 
 
bei der Gemeinde-/Verbandsgemeinde-/Stadtverwaltung 3 einen Abstimmungsschein und Briefabstimmungs-
unterlagen beantragen. 
 
Im Falle einer nachweislichen plötzlichen Erkrankung, bei der ein Aufsuchen des Abstimmungsraums nicht 
oder nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich ist, kann der Antrag noch bis zum Abstimmungstag, 
15 Uhr, gestellt werden. Diese Antragsfrist gilt auch für nicht im Stimmberechtigtenverzeichnis eingetragene 
Stimmberechtigte, wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden nicht rechtzeitig Einwendungen gegen 
das Stimmberechtigtenverzeichnis erhoben haben oder über ihre Einwendungen erst nach Abschluss des 
Stimmberechtigtenverzeichnisses entschieden wird, oder wenn die Voraussetzungen für ihre Eintragung erst 
nach dem __________________________ 4 eingetreten sind oder noch eintreten.  

 
V. 
 

Die Stimmberechtigten erhalten einen Stimmzettel mit dem Text der zu entscheidenden Angelegenheit in der 
Form einer Frage. Die Stimmberechtigten geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie durch ein in einen 
Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, ob sie die Frage mit „Ja“ oder mit 
„Nein“ beantworten. Zusätze der Stimmberechtigten auf dem Stimmzettel sind unzulässig. 

 

VI. 
 

Jede oder jeder Stimmberechtigte kann ihr oder sein Stimmrecht nur einmal und persönlich ausüben. Die 
Ausübung des Stimmrechts durch eine Vertreterin oder durch einen Vertreter anstelle des Stimmberechtigten 
ist unzulässig (§ 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG).  
 
Stimmberechtigte, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung nicht in der Lage 
sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen Person bedienen. Die 
Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der stimmberechtigten Person zu kennzeichnen 
und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die Erfüllung der Wünsche der 
Stimmberechtigten oder des Stimmberechtigten zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfestellung von der 
Stimmabgabe eines anderen erhält. 
 
 

Anlage 32 
(zu § 85 Abs. 6)



358  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 30. Oktober 2023 Nr. 20

noch Anlage 32 
(zu § 85 Abs. 6) 

 

 

VII. 
 
Abstimmungshandlung und Ermittlung des Ergebnisses des Bürgerentscheids sind öffentlich. 
 
 

____________________________, den ______________ 
                                                                                                         (Ort)                                        (Datum) 
 

  _____________________________________________ 
                                                                                              (Abstimmungsleiterin/Abstimmungsleiter 4) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
________________________________ 
 
1  Text gemäß Stimmzettel einsetzen. 
2 Datum des 2. Tages vor der Abstimmung einsetzen. 
3 Nicht Zutreffendes streichen.  
4  Datum des 16. Tages vor der Wahl einsetzen. 

noch Anlage 32 
(zu § 85 Abs. 6)




